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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das 
Wohnungseigentum und das Dauerwohnrecht 

A. Zielsetzung 

Der Gesetzentwurf hat das Ziel, im Anschluß an das Gesetz 
zur Änderung des Wohnungseigentumsgesetzes und der Ver-
ordnung über das Erbbaurecht vom 30. Juli 1973 die Rechts-
stellung des Wohnungseigentümers weiter zu verbessern. 

1. In den vergangenen Jahren ging die Entwicklung zur Schaf-
fung immer größerer Wohnungseigentümergemeinschaften. 
So sind Gemeinschaften mit mehr als tausend Wohnungen 
und Mitgliedern keine Seltenheit. Bei Gemeinschaften dieser 
Größenordnung ist aber eine dem Wesen des Wohnungs-
eigentums entsprechende Verwaltung durch die Wohnungs-
eigentümer nicht mehr möglich. Eine Begrenzung der Größe 
von Wohnungseigentümergemeinschaften ist daher unum-
gänglich. 

2. Bei der Begründung von Wohnungseigentum steht die Vor-
ratsteilung durch den Eigentümer im Vordergrund. Dabei 
hat es der Eigentümer in der Hand, das Verhältnis der 
künftigen Wohnungseigentümer zueinander in Ergänzung 
oder Abweichung von den Vorschriften des Gesetzes zu 
regeln. Erfahrungsgemäß wird diese Möglichkeit vielfach 
dazu mißbraucht, das Eigentumsrecht des Wohnungseigen-
tümers über Gebühr einzuschränken. Es ist deshalb not-
wendig, die Abänderung solcher Regelungen durch die Ge-
meinschaft der Wohnungseigentümer zu erleichtern. 

3. Darüber hinaus ist es erforderlich, die Funktionsfähigkeit 
der Wohnungseigentümergemeinschaften durch die zwin-
gende Bildung einer Instandhaltungsrücklage sowie Rege-
lungen über die angesammelten Gelder sicherzustellen. Fer- 
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ner muß der Gefahr einer Aushöhlung des Wohnungseigen-
tums durch übermäßige Veräußerungs- und Nutzungsbe-
schränkungen sowie durch eine nicht gebotene Erleichterung 
der Entziehung des Wohnungseigentums begegnet werden. 
Schließlich erscheint es notwendig, das Verfahren der Be-
schlußfassung durch die Wohnungseigentümer zu verein-
fachen und das gerichtliche Verfahren in einzelnen Punkten 
den Bedürfnissen der Praxis anzupassen. 

B. Lösung 

1. Den im Zusammenhang mit der Bildung besonders großer 
Gemeinschaften aufgetretenen Mißständen wird durch eine 
Begrenzung der Größe künftiger Anlagen auf höchstens 
hundert Miteigentumsanteile am gemeinschaftlichen Eigen

-

tum  begegnet. 

2. Der mißbräuchlichen Festlegung der Gemeinschaftsordnung 
bei der Vorratsteilung wird dadurch entgegengetreten, daß 
Änderungen von einer qualifizierten Mehrheit der Woh-
nungseigentümergemeinschaft beschlossen werden können 
(Abgehen vom Grundsatz der Einstimmigkeit). 

3. Die Ansammlung einer Instandhaltungsrücklage wird unab-
dingbar vorgeschrieben; hinsichtlich der angesammelten 
Gelder wird sichergestellt, daß sie zur bestimmungsgemäßen 
Verwendung auch jederzeit zur Verfügung stehen. Nut-
zungsbeschränkungen bezüglich des Sondereigentums sind 
nur aus wichtigem Grunde zulässig; bedarf ein Wohnungs-
eigentümer zur Veräußerung oder zu einer bestimmten Art 
der Nutzung der Zustimmung, so kann diese von der Woh-
nungseigentümerversammlung ersetzt werden; die Entzie-
hung des Wohnungseigentums kann über das geltende Recht 
hinaus durch Vereinbarung der Wohnungseigentümer nicht 
erleichtert werden. Die Wohnungseigentümerversammlung 
ist künftig grundsätzlich ohne Rücksicht auf die Zahl der 
erschienenen Wohnungseigentümer beschlußfähig; ferner 
kann auch im schriftlichen Verfahren mehrheitlich Beschluß 
gefaßt werden; auf die Zahlung von Wohngeld gerichtete 
Ansprüche der Gemeinschaft gegen einen Wohnungseigen-
tümer sind im streitigen Verfahren vor dem Amtsgericht 
geltend zu machen, in dessen Bezirk das Grundstück liegt; 
der Grundsatz der mündlichen Verhandlung wird im Hinblick 
auf Großgemeinschaften etwas abgeschwächt. 

C. Alternative 

1. Um die sich aus besonders großen Anlagen ergebenden 
Schwierigkeiten bei der Verwaltung durch die Wohnungs-
eigentümer  in den Griff zu bekommen, wurde angeregt, 
eine Verkleinerung der Zahl der Wohnungseigentümer in 
der Wohnungseigentümerversammlung dadurch zu errei-
chen, daß nicht alle Wohnungseigentümer, sondern nur je-
weils Vertreter mehrerer Wohnungseigentümer (Gruppen- 
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vertreter) an der Versammlung teilnehmen. Durch diesen 
Vorschlag würde der Wohnungseigentümer in der Aus-
übung seines wichtigsten Rechts, nämlich des Stimmrechts, 
erheblich eingeschränkt und damit seine Rechtsstellung als 
Eigentümer ausgehöhlt. 

2. Zur Vereitelung einer mißbräuchlichen Gestaltung der Ge-
meinschaftsordnung bei der Vorratsteilung durch den Eigen-
tümer wurde vorgeschlagen, die notarielle Beurkundung der 
Teilungserklärung vorzuschreiben. Eine solche Maßnahme 
wäre jedoch nicht geeignet, die bestehenden Mißbräuche zu 
verhindern, weil der Notar über eine Belehrung und Bera-
tung hinaus keine Möglichkeit einer Einflußnahme auf den 
Inhalt der Teilungserklärung hat. 

3. Zu den übrigen Änderungen gibt es keine Alternativen. 

D. Kosten 

keine 
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An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom 
Bundesrat in seiner 442. Sitzung am 17. Dezember 1976 beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das Wohnungseigentum und das 
Dauerwohnrecht mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als An-
lage 2 beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Schmidt 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das 
Wohnungseigentum und das Dauerwohnrecht 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Wohnungseigentumsgesetzes 

Das Gesetz über das Wohnungseigentum und das 
Dauerwohnrecht (Wohnungseigentumsgesetz) vom 
15. März 1951 (BGBl. I S. 175, 209), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Wohnungsei-
gentumsgesetzes und der Verordnung über das Erb-
baurecht vom 30. Juli 1973 (BGBl. I S. 910), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Inhalt des § 2 wird dessen Ab-
satz 1. 

b) Folgender neuer Absatz 2 wird angefügt: 

„ (2) Die Begründung von Wohnungsei-
gentum durch Schaffung von mehr als hun-
dert Miteigentumsanteilen an dem gemein-
schaftlichen Eigentum ist ausgeschlossen." 

2. In § 5 Abs. 4 werden folgende neue Sätze ange-
fügt: 

„Ist ein Wohnungseigentum mit dem Rechte ei-
nes Dritten belastet, so ist dessen Zustimmung 
hierzu nicht erforderlich. In das Grundbuch 
können die Vereinbarungen nur eingetragen 
werden, wenn sie unanfechtbar sind." 

3. § 10 Abs. 2 und 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ (2) Vereinbarungen, durch die die Woh-
nungseigentümer ihr Verhältnis untereinander 
in Ergänzung oder Abweichung von Vorschrif-
ten dieses Gesetzes regeln, können durch Be-
schluß, der einer Mehrheit von mehr als Drei-
viertel der stimmberechtigten Wohnungseigen-
tümer bedarf, getroffen, geändert und aufgeho-
ben werden. Eine Vereinbarung, durch die ei-
nem Wohnungseigentümer Sondernutzungs-
rechte an dem gemeinschaftlichen Eigentum 
eingeräumt werden, kann jedoch nur mit des-
sen Zustimmung geändert oder aufgehoben 
werden. Für das Stimmrecht und seine Aus-
übung ist § 25 Abs. 1 maßgebend. Die Vor-
schriften des § 23 Abs. 3 und des § 25 Abs. 2 
sind nicht anzuwenden. Eine von den Bestim-
mungen dieses Absatzes abweichende Verein-
barung der Wohnungseigentümer ist nicht zu-
lässig. 

(3) Vereinbarungen nach Absatz 2 wirken 
gegen den Sondernachfolger eines Wohnungs-
eigentümers nur, wenn sie als Inhalt des Son-
dereigentums im Grundbuch eingetragen sind. 
Soweit hiernach eine Vereinbarung durch eine 
öffentlich beglaubigte Urkunde nachgewiesen 
werden muß, genügt die Vorlage einer Nieder-
schrift über den Beschluß, bei der die Unter-
schriften der in § 24 Abs. 6 bezeichneten Perso-
nen öffentlich beglaubigt sind. Im übrigen be-
dürfen Beschlüsse der Wohnungseigentümer 
gemäß § 23 und Entscheidungen des Richters. 
gemäß § 43 zu ihrer Wirksamkeit gegen den 
Sondernachfolger eines Wohnungseigentümers 
nicht der Eintragung in das Grundbuch." 

4. In § 11 wird folgender neuer Absatz 3 ange-
fügt: 

„ (3) Über seinen Anteil an den gemeinschaft-
lichen Geldern kann ein Wohnungseigentümer 
nur zusammen mit dem Wohnungseigentum 
verfügen. Der Anteil geht mit der Veräußerung 
des Wohnungseigentums auf den Erwerber 
über. Die Zwangsvollstreckung in das Woh-
nungseigentum umfaßt den Anteil an den ge-
meinschaftlichen Geldern. Der Anteil kann 
nicht gepfändet werden. Im übrigen gelten die 
Vorschriften der Absätze 1, 2 für die gemein-
schaftlichen Gelder entsprechend. Von den 
Vorschriften dieses Absatzes kann durch Ver-
einbarung der Wohnungseigentümer nicht ab-
gewichen werden." 

5. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Folgende neue Absätze 3 und 4 werden ein-
gefügt: 

„ (3) Die Zustimmung kann auf Verlangen 
des Wohnungseigentümers durch Beschluß 
der Wohnungseigentümer ersetzt werden. 
Der Beschluß bedarf einer Mehrheit von 
mehr als der Hälfte der stimmberechtigten 
Wohnungseigentümer. Für das Stimmrecht 
und seine Ausübung ist § 25 Abs. 1 maßge-
bend. Die Vorschriften des § 23 Abs. 3 und 
des § 25 Abs. 2 sind nicht anzuwenden. Das 
Verlangen ist an den Verwalter zu richten, 
der binnen eines Monats eine Entscheidung 
der Wohnungseigentümer herbeizuführen 
hat. Eine von den Bestimmungen dieses Ab-
satzes abweichende Vereinbarung der Woh-
nungseigentümer St nicht zulässig. 

(4) Wird die Zustimmung versagt, so ist 
der Rechtsweg erst nach Anrufung der 
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Wohnungseigentümer und nur gegen deren 
Entscheidung eröffnet. Die Ersetzung der 
Zustimmung gilt auch dann als abgelehnt, 
wenn in einer Wohnungseigentümerver-
sammlung, bei deren Einberufung das Ver-
langen auf Ersetzung der Zustimmung als 
Abstimmungsgegenstand bezeichnet ist, 
nicht mehr als die Hälfte der stimmberech-
tigten Wohnungseigentümer im Sinne des 
Absatzes 3 erschienen ist." 

b) In Satz 1 des bisherigen Absatzes 3 der Ab-
satz 5 wird, werden nach dem Wort „er-
teilt" die Worte „oder ersetzt" eingefügt. 

6. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender neuer Absatz 2 wird eingefügt: 

„ (2) Nutzungsbeschränkungen hinsicht-
lich des Sondereigentums sind nur aus 
wichtigem Grunde zulässig. Bedarf danach 
eine bestimmte Art der Nutzung der Zu-
stimmung anderer Wohnungseigentümer 
oder eines Dritten, so darf die Zustimmung 
nur aus wichtigem Grunde versagt werden. 
Die Vorschriften des § 12 Abs. 2 Satz 2, 
Abs. 3, 4 gelten entsprechend. Eine von den 
Bestimmungen dieses Absatzes abweichen-
de Vereinbarung der Wohnungseigentümer 
ist nicht zulässig." 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

7. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 Satz 3 wird durch folgende Sätze 
ersetzt: 

„Für das Stimmrecht und seine Ausübung 
ist § 25 Abs. 1 maßgebend. Die Vorschriften 
des § 23 Abs. 3 und des § 25 Abs. 2 sind 
nicht anzuwenden." 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„ (4) Durch Vereinbarung der Wohnungs-
eigentümer kann weder der in Absatz 1 be-
stimmte Anspruch erweitert, eingeschränkt 
oder ausgeschlossen noch von Absatz 3 ab-
gewichen werden." 

8. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 Nr. 4 wird das Wort „Instand-
haltungsrückstellung" durch das Wort „In-
standhaltungsrücklage" ersetzt. 

b) Folgender neuer Absatz 6 wird eingefügt: 

„ (6) Die Ansammlung einer angemesse-
nen Instandhaltungsrücklage kann nicht 
ausgeschlossen werden." 

c) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7. 

9. § 23 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ (3) Auch ohne Versammlung kommt ein 
gültiger Beschluß zustande, wenn mehr als 

Dreiviertel der stimmberechtigten Wohnungs-
eigentümer einem vom Verwalter den Woh-
nungseigentümern schriftlich vorgeschlagenen 
Beschluß zustimmen. Die Zustimmung ist dem 
Verwalter gegenüber schriftlich zu erklären. 
Sie kann nur binnen eines Monats seit der Ab-
sendung des Beschlußvorschlags an die Woh-
nungseigentümer erklärt werden. Sobald die 
erforderliche Zahl der stimmberechtigten Woh-
nungseigentümer die Zustimmung erklärt hat, 
hat der Verwalter die Wohnungseigentümer 
schriftlich von der Beschlußfassung zu unter-
richten. Der Beschluß gilt mit der Absendung 
der Benachrichtigung als gefaßt." 

10. § 24 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

Nach dem Wort „Verwalter" werden die Wor-
te „im Falle des § 12 Abs. 3 Satz 5 sowie" ein-
gefügt. 

11. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird gestrichen. 

b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Ab-
sätze 1 und 2 und wie folgt gefaßt: 

„(1) Bei der Beschlußfassung hat jeder 
Wohnungseigentümer eine Stimme. Steht 
ein Wohnungseigentum mehreren gemein-
schaftlich zu, so können sie das Stimmrecht 
nur einheitlich ausüben. 

(2) Die Versammlung ist ohne Rücksicht 
auf die Zahl der erschienenen Wohnungsei-
gentümer beschlußfähig." 

c) Der bisherige Absatz 4 wird gestrichen. 

d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 3. 

12. § 27 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort „Vermögen" durch 
die Worte „und dem Vermögen Dritter" er-
setzt. 

b) Folgender neuer Satz 2 wird eingefügt: 

„Hiervon kann durch Vereinbarung der 
Wohnungseigentümer nicht abgewichen 
werden." 

c) In dem bisherigen Satz 2, der Satz 3 wird, 
werden die Worte „solche Gelder" durch 
die Worte „Gelder der Wohnungseigentü-
mer" ersetzt. 

13. § 35 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Vorschriften des § 12 Abs. 2, 5 gelten in 
diesem Falle entsprechend." 

14. § 43 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

In Nummer 1 werden nach dem Wort „Ausnah

-

me" die Worte „der sich aus der Verpflichtung, 
die Lasten und Kosten des gemeinschaftlichen 
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Eigentums anteilig zu tragen (§ 16 Abs. 2), er-
gebenden Zahlungsansprüche sowie" einge-
fügt. 

15. In § 44 Abs. 1 wird folgender neuer Satz ange-
fügt: 

„Von einer mündlichen Verhandlung kann er 
insbesondere dann absehen, wenn dies im Hin-
blick auf die große Zahl von Verfahrensbetei-
ligten geboten erscheint." 

16. § 51 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 51 

Zuständigkeit für Rechtsstreitigkeiten über 
das Wohnungseigentum 

Das Amtsgericht, in dessen Bezirk das 
Grundstück liegt, ist ohne Rücksicht auf den 
Wert des Streitgegenstandes zuständig für 
Rechtsstreitigkeiten: 

1. zwischen Wohnungseigentümern wegen Ent-
ziehung des Wohnungseigentums (§ 18), 

2. zwischen Wohnungseigentümern wegen der 
Zahlungsansprüche aus § 16 Abs. 2." 

Artikel 2 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§1 

(1) Die Vorschrift des Artikels 1 Nr. 1 gilt nicht 
für Wohnungseigentum, dessen Eintragung im 

Grundbuch vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
beantragt worden  ist.  

(2) Die Vorschrift des § 12 Abs. 3 in der Fassung 
des Artikels 1 Nr. 5 gilt nicht, wenn im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes als Inhalt des 
Sondereigentums vereinbart ist, daß ein Wohnungs-
eigentümer zur Veräußerung seines Wohnungsei-
gentums der Zustimmung eines Dritten bedarf, es 
sei denn, daß es sich bei diesem um den Verwalter 
handelt. 

(3) Die Vorschrift des § 12 Abs. 4 in der Fassung 
des Artikels 1 Nr. 5 gilt nicht, wenn im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes wegen der Ver-
sagung der Zustimmung ein Rechtsstreit anhängig 
ist. 

(4) Die Vorschrift des Artikels 1 Nr. 14 gilt nicht 
für Verfahren, die vor dem Inkrafttreten dieses Ge-
setzes anhängig geworden sind. 

(5) Im übrigen gelten die Vorschriften des Arti-
kels 1 auch für Wohnungseigentum, das vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes begründet worden ist. 

§2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (BGBl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§3 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeines 

1. Das Wohnungseigentumsgesetz ist nunmehr 25 
Jahre alt. Das mit ihm geschaffene Rechtsinsti-
tut des Wohnungseigentums ermöglicht insbe-
sondere einkommensschwächeren Bevölkerungs-
kreisen den Erwerb von echtem Raum- und 
Grundeigentum und dient damit der Schaffung 
breitgestreuten Kleineigentums. Seit Erlaß des 
Gesetzes im Jahre 1951 hat das Wohnungseigen

-

tum  einen Aufschwung genommen, der in dieser 
Größenordnung nicht annähernd voraussehbar 
war. Das Gesetz hat das mit ihm verfolgte Ziel, 
nämlich durch Heranziehung privater Sparmittel 
in Verbindung mit dem Einsatz öffentlicher Mit-
tel einen Anreiz zum Bauen zu geben und damit 
einen Beitrag zur Behebung der Wohnungsnot, 
zugleich aber auch zur Eigentumsbildung breiter 
Bevölkerungsschichten zu leisten, ohne Zweifel 
erfüllt. Das Wohnungseigentumsgesetz hat sich 
in seiner Grundkonzeption bewährt. Hierfür 
spricht nicht nur die eindrucksvolle Zahl der 
seither entstandenen Wohnungseigentumsanla-
gen, sondern auch das grundsätzlich reibungslo-
se  Funktionieren der Wohnungseigentümerge-
meinschaften. Die Zahl der gerichtlichen Streit-
verfahren nach dem Wohnungseigentumsgesetz 
ist gemessen an der großen Zahl der errichteten 
Wohnungseigentumseinheiten und im Hinblick 
auf die in jeder Gemeinschaft unvermeidbaren 
Interessengegensätze erstaunlich gering. 

Die praktische Bewährung des Wohnungseigen-
tumsgesetzes schließt jedoch die Notwendigkeit 
nicht aus, das Gesetz in einzelnen Punkten zu 
verbessern und erkennbar gewordene Unzuträg-
lichkeiten zu beheben. Der stürmische Auf-
schwung des Wohnungseigentumsgesetzes hat 
in einzelnen Bereichen zu Entwicklungen ge

-

führt, die bei Erlaß des Gesetzes nicht voraus-
sehbar waren. Den sich hieraus ergebenden Pro-
blemen kann das Gesetz daher nicht gerecht 
werden. Insoweit bedarf es einer Anpassung an 
die veränderten Gegebenheiten. 

Diesem Zweck diente bereits das Gesetz zur Än-
derung des Wohnungseigentumsgesetzes und 
der Erbbaurechtsverordnung vom 30. Juli 1973. 
Mit ihm wurde insbesondere der seit Jahren er-
hobenen Forderung nach einer Befristung der 
Verwalterbestellung entsprochen. Die damit er-
wirkte Stärkung der Rechtsstellung des Woh-
nungseigentümers gegenüber dem Verwalter 
wurde durchweg positiv aufgenommen. Soweit 
Kritik an dem genannten Gesetz laut wurde, be-
schränkte sich diese im wesentlichen darauf, 
daß es der Gesetzgeber unterlassen habe, weite-
re, ebenso änderungsbedürftige Gegenstände 
wie die Befristung der Verwalterbestellung in 

die Neuregelung einzubeziehen. Dieses Anliegen 
macht sich das vorliegende Änderungsgesetz 
mit dem Ziel einer weiteren Verbesserung der 
Rechtsstellung des Wohnungseigentümers zu ei-
gen. 

2. Besondere Probleme hat die Entwicklung des 
Wohnungseigentums in Richtung auf die Schaf-
fung immer größerer Wohnungseigentumsanla-
gen mit sich gebracht. Nicht selten wurden 
Wohnungseigentumsanlagen mit mehreren hun-
dert oder gar über tausend Wohnungen errich-
tet. Mit wachsender Größe der Wohnungseigen-
tümergemeinschaft steigen aber die Schwierig-
keiten bei der ordnungsgemäßen Verwaltung 
der Gemeinschaft. Dies wird besonders deutlich 
bei der Abwicklung der Wohnungseigentümer-
versammlung von Großgemeinschaften. Die da-
bei auftretenden Probleme sind jedoch nicht nur 
organisatorischer Art; sie berühren vielmehr die 
Rechtsstellung des Wohnungseigentümers in ih

-

rem Kern. Das Wohnungseigentumsgesetz will 
dem Wohnungseigentümer die Rechtsposition 
eines Eigentümers einräumen; er soll nicht nur 
Mieter oder Nutzungsberechtigter sein. Das we-
sentliche Element des Eigentums besteht aber in 
der Befugnis des Eigentümers, über sein Eigen-
tum zu bestimmen. Hinsichtlich des gemein-
schaftlichen Eigentums kann dies nur gemein-
sam durch die Wohnungseigentümer geschehen 
(vgl. § 21 Abs. 1). In diesem Zusammenhang 
kommt dem Stimmrecht des einzelnen Woh-
nungseigentümers besondere Bedeutung zu, weil 
es das Instrument ist, mit dem er sein aus dem 
Eigentum fließendes Recht wahrnimmt, über 
sein (Mit-)Eigentum gemeinsam mit den anderen 
Wohnungseigentümern zu bestimmen. In großen 
Gemeinschaften wird aber eine sinnvolle Aus-
übung des Stimmrechts in der Wohnungseigen-
tümerversammlung praktisch unmöglich ge-
macht, was eine Aushöhlung des Eigentums-
rechts des einzelnen Wohnungseigentümers zur 
Folge hat.  

In der Fachliteratur wird daher bereits seit Jah-
ren die Forderung nach einer Begrenzung der 
Größe von Wohnungseigentumsanlagen erhoben 
(vgl. Diester, NJW 1971, 1153/1156). Das Ände-
rungsgesetz trägt diesem Anliegen Rechnung; 
mit der Begrenzung der Größe künftiger Woh-
nungseigentumsanlagen auf jeweils höchstens 
hundert Miteigentumsanteile an dem gemein-
schaftlichen Eigentum (vgl. Artikel 1 Nr. 1), wird 
das Übel an der Wurzel bekämpft. Andere Rege-
lungen könnten bei Großgemeinschaften allen-
falls in Einzelbereichen Abhilfe oder Erleichte-
rung schaffen. Der mit der Größenbegrenzung 
verbundene Eingriff in das Recht des Grund-
stückseigentümers auf bauliche Nutzung seines  
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Grundstücks ist als Ausfluß der Sozialbindung 
des. Eigentums im Hinblick auf die angestrebte 
Sicherung des Eigentumsrechts der einzelnen 
Wohnungseigentümer angemessen und zumut-
bar. Das Änderungsgesetz hindert einen Grund-
stückseigentümer nicht daran, mehr als hundert 
Eigentumswohnungen auf seinem Grundstück zu 
errichten. Er kann dies, sofern dabei die Zahl der 
Miteigentumsanteile hundert übersteigt, künftig 
nur nicht mehr in der Rechtsform einer einzigen 
Wohnungseigentümergemeinschaft tun. Die mit 
der Größenbegrenzung verbundenen wirtschaft-
lichen Auswirkungen schließen daher eine sol-
che Regelung nicht aus. 

Bereits errichtete Wohnungseigentumsanlagen 
mit mehr als hundert Miteigentumsanteilen wer-
den von der künftigen Größenbegrenzung nicht 
berührt (vgl. Artikel 2 § 1 Abs. 1). Eine nachträg-
liche Aufteilung solcher Großgemeinschaften in 
mehrere Gemeinschaften kann nicht in Betracht 
kommen. Das vorliegende Änderungsgesetz 
trägt aber auch zur Verringerung der sich bei 
diesen Gemeinschaften aus ihrer Größe ergeben-
den Probleme bei. 

Dem dient zunächst die Erleichterung der 
schriftlichen Beschlußfassung (vgl. Artikel 1 
Nr. 9). Bisher konnten Mehrheitsbeschlüsse der 
Wohnungseigentümer nur in der Wohnungsei-
gentümerversammlung gefaßt werden; im 
schriftlichen Verfahren konnte ein Beschluß nur 
einstimmig gefaßt werden. Dies erschwerte ins-
besondere bei Großgemeinschaften die Be-
schlußfassung vielfach in einer im Hinblick auf 
den Beschlußgegenstand nicht zu rechtfertigen-
den Weise. Künftig können in Angelegenheiten 
von untergeordneter Bedeutung auch im schrift-
lichen Verfahren Mehrheitsbeschlüsse gefaßt 
werden. 

Auch der künftige Verzicht darauf, daß eine 
ordnungsgemäß einberufene Wohnungseigentü-
merversammlung nur dann beschlußfähig ist, 
wenn von den erschienenen Wohnungseigentü-
mern mehr als die Hälfte der Miteigentumsan-
teile vertreten ist (vgl. Artikel 1 Nr. 11), erleich-
tert vor allem bei großen Gemeinschaften die 
Beschlußfassung. ,Bisher war bei solchen Ge-
meinschaften in der Regel die zunächst einberu-
fene Versammlung nicht beschlußfähig, was die 
Einberufung einer weiteren Versammlung not-
wendig machte, die ohne Rücksicht auf die ver-
tretenen Miteigentumsanteile beschlußfähig 
war. Die sich hieraus ergebenden Erschwerun-
gen wurden vielfach dadurch zu umgehen ver-
sucht, daß mit der Einberufung einer Versamm-
lung zugleich für den  Fall, daß diese beschluß-
unfähig ist, die Einberufung einer weiteren, 
zeitlich unmittelbar anschließenden Versamm-
lung verbunden wurde. Den praktischen Bedürf-
nissen, die zu solchen rechtlich zweifelhaften 
Maßnahmen verleiteten, kommt die Neurege-
lung entgegen: 

Schließlich nimmt sich das Anderungsgesetz 
auch der Schwierigkeiten an, die sich im ge-
richtlichen Verfahren bei Großgemeinschaften 

ergeben. Der Richter kann künftig von der im 
Hinblick auf die Möglichkeit einer gütlichen Ei-
nigung grundsätzlich erwünschten mündlichen 
Verhandlung mit den Beteiligten insbesondere 
dann absehen, wenn das mit der mündlichen 
Verhandlung verfolgte Ziel wegen der großen 
Zahl der Beteiligten praktisch nicht erreichbar 
erscheint (vgl. Artikel 1 Nr. 15) . 

3. Eine wesentliche Ursache für Mißstände auf 
dem Gebiet des Wohnungseigentums stellt die 
Möglichkeit der einseitigen Begründung von 
Wohnungseigentum durch den Grundstücksei-
gentümer im Weg der sog. Vorratsteilung dar 
(vgl. § 8). Der Grundstückseigentümer kann da-
nach nicht nur durch einseitige Erklärung Woh-
nungseigentum rechtlich schaffen, sondern 
grundsätzlich zugleich einseitig und mit Wir-
kung für und gegen die künftigen Wohnungsei-
gentümer deren Verhältnis untereinander in Er-
gänzung oder Abweichung von den Vorschriften 
des Gesetzes regeln (§ 8 Abs. 2 in Verbindung 
mit § 5 Abs. 4). Solche in der Teilungserklärung 
getroffenen Regelungen greifen in der Praxis 
des Wohnungseigentums vielfach in erheblicher 
Weise in die Rechtsstellung des einzelnen Woh-
nungseigentümers ein; dies kann soweit führen, 
daß dessen Eigentümerrecht ausgehöhlt wird 
und ihm im Ergebnis oft nur eine dem Mieter 
vergleichbare Rechtsstellung eingeräumt wird. 
Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn von 
den gesetzlichen Vorschriften über den Umfang 
des Stimmrechts (§ 25 Abs. 2, künftig: § 25 
Abs. 1) und die Verpflichtung der Wohnungsei-
gentümer, die Lasten und Kosten des gemein-
schaftlichen Eigentums anteilig zu tragen (§ 16 
Abs. 2), in einer durch die sachlichen Gegeben-
heiten nicht gerechtfertigten Weise abgewichen 
wird. Derartige in mißbräuchlicher Weise vom 
Grundstückseigentümer getroffene Gemein-
schaftsregelungen konnten bisher von den Woh-
nungseigentümern grundsätzlich nur einstimmig 
abgeändert werden. Abgesehen davon, daß bei 
großen Gemeinschaften Einstimmigkeit vielfach 
praktisch nicht erreicht werden kann, oder an 
einem uneinsichtigen Wohnungseigentümer 
scheitert, konnte eine Abänderung von dem frü-
heren Grundstückseigentümer verhindert wer-
den, wenn dieser, was vielfach geschehen ist, 
sich das Eigentum an mindestens einer Woh-
nung vorbehalten hatte. 

Das Änderungsgesetz ermöglicht es den Woh-
nungseigentümern, sich grundsätzlich durch Be-
schluß, der einer Mehrheit von mehr als Drei-
viertel der stimmberechtigten Wohnungseigentü-
mer bedarf, von Regelungen über ihr Verhältnis 
untereinander zu lösen, die ihnen vom Grund-
stückseigentümer in der Teilungserklärung auf-
gezwungen wurden (vgl. Artikel 1 Nr. 3). Dar-
über hinaus werden die Wohnungseigentümer 
durch die Neuregelung in die Lage versetzt, 
auch bei Großgemeinschaften die Gemein-
schaftsordnung den sich wandelnden Bedürfnis-
sen der Gemeinschaft rasch anzupassen. Die zu 
einer Beschlußfassung in bezug auf Vereinba- 
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rungen der Wohnungseigentümer über ihr Ver-
hältnis untereinander unabdingbar vorgeschrie-
bene qualifizierte Mehrheit der stimmberechtig-
ten Wohnungseigentümer gewährleistet, daß die 
Vereinbarungen einerseits dem Willen einer 
breiten Mehrheit entsprechen, andererseits aber 
einzelne Wohnungseigentümer eine sachgerech-
te Regelung des Gemeinschaftsverhältnisses 
nicht vereiteln können. Da die Beschlüsse der 
Wohnungseigentümer über Vereinbarungen 
künftig der richterlichen Kontrolle unterworfen 
sind und die einem Wohnungseigentümer einge-
räumten Sondernutzungsrechte an dem gemein-
schaftlichen Eigentum nur mit dessen Zustim-
mung beschränkt werden können, ist aber 
gleichwohl sichergestellt, daß nicht zugunsten 
der Mehrheit in die Rechte einer kleinen Min-
derheit bzw. des einzelnen Wohnungseigentü-
mers in unangemessener und unzumutbarer 
Weise eingegriffen wird. 

4. Das Hauptanliegen des Änderungsgesetzes ist 
es, die Rechtsstellung des Wohnungseigentü-
mers durch die Begrenzung der Größe künftiger 
Wohnungseigentumsanlagen und die Erleichte-
rung der Abänderbarkeit von Gemeinschaftsord-
nungen zu stärken. Darüber hinaus soll die 
Rechtsposition der Wohnungseigentümer auch 
in weiteren Bereichen verbessert und das Funk-
tionieren der Wohnungseigentümergemeinschaf-
ten sichergestellt werden. 

a) In die Eigentümerstellung des Wohnungsei-
gentümers wird in besonders schwerwiegen-
der Weise durch Veräußerungs- und Nut-
zungsbeschränkungen sowie Bestimmungen 
im Zusammenhang mit der Entziehung des 
Wohnungseigentums eingegriffen. Die sich 
aus der Rechtsstellung als Eigentümer erge-
bende Befugnis des Wohnungseigentümers, 
mit seinem Eigentum nach Belieben zu ver

-

fahren und andere von Einwirkungen auszu-
schließen (vgl. § 903 BGB, § 13 Abs. 1), bedarf 
zwar gewisser Einschränkungen, deren Not-
wendigkeit sich daraus ergibt, daß es sich 
beim Wohnungseigentum um Eigentum im 
Rahmen einer engen Rechtsgemeinschaft von 
grundsätzlich gleichberechtigten Eigentü-
mern in einem intensiven Nachbarschaftsver-
hältnis handelt. Solche Einschränkungen ha-
ben sich aber auf das im Interesse eines rei-
bungslosen Funktionierens der Wohnungsei-
gentümergemeinschaft unvermeidbare Maß 
zu beschränken, um dem Wohnungseigentü-
mer die Rechtsstellung eines Eigentümers so

-

weit wie möglich zu erhalten. 

Diesem Ziel dient die Bestimmung des Ände-
rungsgesetzes, wonach ein Wohnungseigen-
tümer, der nach der Gemeinschaftsordnung 
gem. § 12 zur Veräußerung seines Woh-
nungseigentums der Zustimmung eines Drit-
ten, in der Regel des Verwalters, bedarf, eine 
Entscheidung der Gemeinschaft der Woh-
nungseigentümer verlangen kann, wenn ihm 
die Zustimmung verweigert wird (vgl. Arti

-

kel 1 Nr. 5). Mit der von den Wohnungsei-
gentümern nicht abdingbaren Verlagerung 
der Entscheidung auf die Gemeinschaft der 
Wohnungseigentümer, deren Interessen letzt-
lich betroffen sind, wird der Bedeutung 
Rechnung getragen, die der Versagung der 
Zustimmung zur Veräußerung für den einzel-
nen Wohnungseigentümer zukommt. 

Außerdem sind künftig Nutzungsbeschrän-
kungen hinsichtlich des Sondereigentums 
nur aus wichtigem Grunde zulässig; ferner 
darf eine danach etwa erforderliche Zustim-
mung zu einer bestimmten Art der Nutzung 
nur aus wichtigem Grunde versagt werden. 
Auch in diesem Fall kann der Wohnungsei-
gentümer künftig die Gemeinschaft der Woh-
nungseigentümer mit dem Ziel anrufen, die 
Zustimmung zu ersetzen (vgl. Artikel 1 
Nr. 6). Diese zum Schutze der elementaren 
Eigentümerrechte des einzelnen Wohnungs-
eigentümers getroffene Bestimmung kann von 
den Wohnungseigentümern nicht abbedun-
gen werden. 

Schließlich können künftig die Vorausset-
zungen, unter denen von einem Wohnungsei-
gentümer gemäß § 18 Abs. 1 die Veräußerung 
seines Wohnungseigentums verlangt werden 
kann, durch Vereinbarung der Wohnungsei-
gentümer nicht erleichtert werden; von den 
Vorschriften über die Beschlußfassung über 
ein solches Verlangen (vgl. § 18 Abs. 3) kann 
nicht abgewichen werden (vgl. Artikel 1 
Nr. 7). 

b) Das Änderungsgesetz leistet ferner einen Bei-
trag zum reibungslosen Funktionieren der 
Wohnungseigentümergemeinschaften durch 
ergänzende Regelungen bezüglich der ge-
meinschaftlichen Gelder der Wohnungsei-
gentümer. Diese setzen sich insbesondere aus 
den Beiträgen der einzelnen Wohnungseigen-
tümer zu den Lasten und Kosten des gemein-
schaftlichen Eigentums, vor allem aber aus 
den Instandhaltungsrücklagen (bisher: „In-
standhaltungsrückstellungen") zusammen. 

Künftig ist die Ansammlung einer angemes-
senen Instandhaltungsrücklage zwingend 
vorgeschrieben (vgl. Artikel 1 Nr. 8). 

Außerdem wird sichergestellt, daß die gemein-
schaftlichen Gelder der Wohnungseigentümer-
gemeinschaft auch zur zweckentsprechenden 
Verwendung jederzeit zur Verfügung stehen. 
Hierzu wird § 27 Abs. 4 dahin ergänzt, daß 
der Verwalter Gelder der Wohnungseigentü-
mer nicht nur von seinem, sondern auch von 
dem Vermögen Dritter gesondert zu halten 
hat (vgl. Artikel 1 Nr. 12). Dadurch wird aus-
geschlossen, daß die  Gelder der Wohnungs-
eigentümer dem Zugriff der Gläubiger des 
Verwalters oder dritter Personen ausgesetzt 
sind, deren Vermögensbetreuung ebenfalls 
dem Verwalter obliegt. 

Darüber hinaus ist es aber auch erforderlich, 
einen Zugriff der einzelnen Wohnungseigen- 
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tümer auf ihren Anteil an den gemeinschaft-
lichen Geldern auszuschließen; dasselbe gilt 
für deren Gläubiger oder den Konkursver-
walter beim Vermögensverfall eines Woh-
nungseigentümers. Ferner ist sichergestellt, 
daß der Anteil an den gemeinschaftlichen 
Geldern und das Wohnungseigentum künftig 
weder durch rechtsgeschäftliche noch durch 
Maßnahmen der Zwangsvollstreckung von-
einander getrennt werden können (Artikel 1 
Nr. 4). 

c) Schließlich trägt das Änderungsgesetz auch 
dem Umstand Rechnung, daß in der überwie-
genden Zahl der gerichtlichen Verfahren sei-
tens der Wohnungseigentümergemeinschaft 
von einem Wohnungseigentümer geschuldete 
Beiträge zu den Lasten und Kosten des ge-
meinschaftlichen Eigentums geltend gemacht 
werden, sich hierfür aber nach den Erfahrun-
gen der Praxis das Verfahren der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit nicht eignet. Solche Zah-
lungsansprüche sind künftig im streitigen 
Verfahren (einschließlich des Mahnverfah-
rens) geltend zu machen, das vor allem mit 
seinen Bestimmungen für den Fall der Säum-
nis und des Anerkenntnisses dem Streitge-
genstand angemessene Verfahrensregelungen 
enthält (vgl. Artikel 1 Nr. 14). Zuständig ist, 
wie für die ebenfalls im streitigen Verfahren 
geltend zu machenden Ansprüche im Falle 
der Aufhebung der Gemeinschaft und auf 
Entziehung des Wohnungseigentums, das 
Amtsgericht, in dessen Bezirk das Grund-
stück liegt (vgl. Artikel 1 Nr. 16). 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

I. Zu Artikel 1 (Änderung des Wohnungseigen-
tumsgesetzes) 

1. Zu Nummer 1 (Änderung des § 2) 

Durch die Begrenzung der Größe von Woh-
nungseigentumsgemeinschaften wird einer 
Vielzahl von Schwierigkeiten begegnet, die 
sich aus der großen Zahl von Mitgliedern der 
Gemeinschaft ergibt. Die Begrenzung dient der 
Stärkung der Rechtsstellung des einzelnen 
Wohnungseigentümers, die in Großgemein-
schaften weitgehend ausgehöhlt ist, weil eine 
dem Wesen des Wohnungseigentums entspre-
chende Verwaltung durch die Wohnungseigen-
tümer nicht mehr möglich ist. Sie stellt ande-
rerseits aber auch einen Eingriff in das Woh-
nungseigentum und das Recht des Grund-
stückseigentümers auf bauliche Nutzung seines 
Grundstücks dar. Die Auswirkungen eines sol-
chen Eingriffs verbieten nach Ansicht von Ta-
sche (DNotZ 1974, 581/595) eine Begrenzung 
der Größe von Wohnungseigentumsgemein-
schaften. Dagegen hält Diester (NJW 1971, 

1153/1156) wegen der vielfältigen Probleme, die 
Großgemeinschaften mit sich bringen, eine Be-
grenzung für notwendig. 

Einer der Gründe für die Schaffung besonders 
großer Anlagen ist die Knappheit von Grund 
und Boden, die zur Erstellung besonders hoher 
Bauwerke zwingt. Andererseits bestehen Groß-
anlagen aber vielfach nicht nur aus einem be-
sonders hohen Gebäude, sondern aus mehreren 
selbständigen Bauwerken mittlerer und unterer 
Größe. Insoweit ist eine Aufteilung in meh-
rere selbständige Anlagen (Wohnungseigentü-
mergemeinschaften) grundsätzlich möglich. Die 
angestrebte Begrenzung der Größe der einzel-
nen Eigentümergemeinschaften auf höchstens 
hundert Miteigentumsanteile an dem gemein-
schäftlichen Eigentum kann daher in der Regel 
nur dadurch erreicht werden, daß ein Grund-
stück künftig mit mehreren Gebäuden bebaut 
wird und zugleich auch das Grundstück in der 
Weise geteilt wird, daß je Wohnungseigentü-
mergemeinschaft nicht mehr als hundert Mitei-
gentumsanteile bestehen. Bei den gegebenen-
falls zu errichtenden mehreren Gebäuden muß 
es sich nicht in jedem Fall um freistehende 
Bauwerke handeln. Sofern eine vertikale Schei-
dung des Eigentums sowohl hinsichtlich des 
Gebäudes, als auch des Grundstücks sicherge-
stellt ist, kann es sich auch um aneinander- 
und zusammengebaute Gebäulichkeiten han-
deln. Die wirtschaftlichen Auswirkungen einer 
Größenbegrenzung sind daher in aller Regel 
nur von untergeordneter Bedeutung; in der 
weitaus überwiegenden Zahl der  Fälle ist das 
beabsichtigte Bauvolumen überhaupt nicht und 
die Bauausführung vielfach nur geringfügig be-
troffen. Im Vordergurnd steht vielmehr in aller 
Regel eine rechtliche Umgestaltung des Vorha-
bens dergestalt, daß statt einer Wohnanlage 
mit mehr als hundert Miteigentumsanteilen 
zwei oder mehrere Anlagen mit jeweils höch-
stens hundert Miteigentumsanteilen errichtet 
werden. Die insoweit etwa noch bestehende 
Einschränkung in der Bebauung von Grund-
stücken wird schließlich dadurch noch weiter 
gemildert, daß Wohnungseigentum (entspre-
chendes gilt für das Teileigentum, vgl. § 1 
Abs. 6) grundsätzlich auch in der Weise be-
gründet werden kann, daß mit einem Miteigen-
tumsanteil das Sondereigentum an mehreren 
Wohnungen verbunden wird. Allerdings kön-
nen in diesem Fall die einzelnen Wohnungen 
mangels rechtlicher Selbständigkeit nicht ge-
sondert veräußert oder belastet werden. Die 
vom Entwurf angestrebte Regelung führt daher 
nur dazu, daß je Wohnungseigentümergemein-
schaft nicht mehr als hundert Miteigentumsan-
teile bestehen können, grundsätzlich aber mehr 
als hundert Wohnungen (oder nicht Wohn-
zwecken dienende Räume im Sinne des § 1 
Abs. 3) zu einer Wohnungseigentümergemein-
schaft gehören können. 

In den Fällen der Großanlagen brachte aller

-

dings bisher die Bildung nur einer Gemein

-

schaft unter dem Gesichtspunkt gewisse Vor- 
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teile, daß -  bestimmte Gemeinschaftseinrichtun-
gen, insbesondere Heizungsanlagen, für sämtli-
che Bauwerke nur einmal errichtet werden 
mußten. Dies ist aber auch bei der Aufteilung 
in mehrere Gemeinschaften grundsätzlich mög-
lich. Das geltende Recht stellt hierzu in der Re-
gel ausreichende Wege zur Verfügung (vgl. 
hierzu z. B. BGH NJW 1975, 689). Der mit der 
Regelung verbundene Eingriff in das Woh-
nungseigentum wird im übrigen dadurch gemil-
dert, daß neuerdings auch von der Nachfrage-
seite her Großanlagen wegen der mit ihnen 
verbundenen Nachteile abgelehnt werden. 

Die mit der Regelung gleichwohl verbundene 
Beschränkung des Eigentums dessen, der auf 
seinem Grundstück eine Wohnungseigentums-
anlage zu errichten beabsichtigt, hält sich im 
Rahmen der Sozialbindung des Eigentums ge-
mäß Artikel 14 Abs. 2 GG. Von besonderer Be-
deutung ist in diesem Zusammenhang, daß die 
Größenbegrenzung eine Stärkung der Rechts-
stellung des einzelnen Wohnungseigentümers 
bezweckt. Die Beschränkung der baulichen Ge-
staltungsmöglichkeiten des Grundstückseigen-
tümers ist daher lediglich Ausfluß einer Rege-
lung, die das verfassungsrechtlich in gleicher 
Weise geschützte Recht des einzelnen Woh-
nungseigentümers aus Artikel 14 Abs. 1 GG si-
chern will. 
Die mit Großanlagen verbundenen Probleme 
können durch andere Maßnahmen nicht wirk-
sam gelöst werden. Auch die von Tasche 
(DNotZ 1974, 581 ff.) vorgeschlagene Verkleine-
rung der Zahl der Wohnungseigentümer in der 
Wohnungseigentümerversammlung durch die 
Wahl von Gruppenvertretern würde im Ergeb-
nis zu einer Einschränkung des Eigentümer-
rechts des Wohnungseigentümers in seinem 
Kernbereich, nämlich der Ausübung des 
Stimmrechts führen. Der Vorschlag wird daher 
zu Recht als Denaturierung des Wohnungsei-
gentums abgelehnt (vgl. Diester, Wichtige 
Rechtsfragen des Wohnungseigentums, 
Rdnr. 284 ff.; Schmid, DNotZ 1975, 138/140). Er 
erscheint allenfalls geeignet, die organisatori-
schen Probleme zu entschärfen, ohne das 
grundsätzliche Problem zu lösen. Eine Begren-
zung der einzelnen Gemeinschaft auf hundert 
Miteigentumsanteile ist somit unumgänglich, 
um eine dem Sinn des Wohnungseigentums ge-
recht werdende Verwaltung durch die Woh-
nungseigentümer zu ermöglichen. 

Bei der Begrenzung wird auf die Zahl der Mit-
eigentumsanteile an dem gemeinschaftlichen 
Eigentum im Sinne des § 1 Abs. 2, 3 abgestellt. 
Damit wird zugleich die Zahl der Wohnungsei-
gentümer begrenzt, was die Regelung anstrebt. 
Die absolute Zahl der Wohnungseigentümer 
wird zwar im Hinblick darauf, daß ein Woh-
nungseigentumsrecht mehreren gemeinschaft-
lich zustehen kann, was bei Ehegatten vielfach 
der Fall ist, über hundert liegen können. Dies 
kann aber hingenommen werden, weil in die-
sem Fall das Stimmrecht, dem im Zusammen-
hang mit der Größenbegrenzung besondere Be

-

deutung zukommt, nur einheitlich ausgeübt 
werden kann (vgl. § 25 Abs. 2, künftig: § 25 
Abs. 1). 

Um Umgehungsmöglichkeiten abzuschneiden, 
muß die Größenbegrenzung sowohl die Begrün-
dung von Wohnungseigentum durch Teilung 
(§ 8)  als auch durch vertragliche Einräumung 
(§ 3) erfassen. Damit wird grundsätzlich auch 
die Umwandlung bereits bestehender Wohn-
häuser (Miethäuser) in Wohnungseigentum be-
schränkt. Besondere praktische Bedeutung 
kommt dem aber nicht zu, weil Häuser, die für 
eine Umwandlung in Wohnungseigentum in 
Betracht kommen, in der Regel nicht mehr als 
hundert Wohnungen enthalten werden. Im üb-
rigen ist auch in diesem Fall eine Teilung in 
zwei oder mehrere Gemeinschaften oder die 
Vereinigung von mehreren Wohnungen auf ei-
nen Miteigentumsanteil nicht ausgeschlossen. 

2. Zu Nummer 2 (Änderung des § 5) 

Vereinbarungen der Wohnungseigentümer 
über ihr Verhältnis untereinander, die zum In-
halt des Sondereigentums gemacht werden, be-
dürfen, sofern ein Wohnungseigentum mit dem 
Rechte eines. Dritten, insbesondere einem 
Grundpfandrecht belastet ist, als Inhaltsände-
rung des Wohnungseigentumsrechts gemäß 
§§ 876, 877 BGB der Zustimmung des dinglich 
Berechtigten. Das mit der Neufassung des § 10 
Abs. 2 (vgl. Artikel 1 Nr.3) angestrebte Ziel, 
die Abänderbarkeit von Regelungen der Ge-
meinschaftsordnung dadurch zu erleichtern, 
daß hierzu künftig nicht mehr Einstimmigkeit 
notwendig ist, sondern eine Mehrheit von mehr 
als Dreiviertel der stimmberechtigten Woh-
nungseigentümer genügt, könnte in vielen Fäl-
len nicht erreicht werden, wenn an dem Erfor-
dernis der Zustimmung aller dinglich Berech-
tigten festgehalten würde. In diesem Fall wür-
de nämlich zwar eine Mehrheit der Wohnungs-
eigentümer zu einer Abänderung ausreichen, 
diese könnte aber an dem Widerspruch nur ei-
nes dinglich Berechtigten scheitern. Dies könn-
te dazu führen, daß ein Wohnungseigentümer 
etwa zugunsten seines Ehegatten ein Grund-
pfandrecht bestellt, um damit über diesen die 
Möglichkeit zu erlangen, das Wirksamwerden 
von Vereinbarungen, die mit der erforderlichen 
Mehrheit der übrigen Wohnungseigentümer be-
schlossen wurden, zu vereiteln. Im Hinblick 
darauf erscheint es nicht gerechtfertigt, an dem 
Zustimmungserfordernis der dinglich Berechtig-
ten festzuhalten, zumal das Wohnungseigen-
tumsrecht als solches durch Vereinbarungen 
über das Verhältnis der Wohnungseigentümer 
untereinander grundsätzlich nicht unmittelbar 
berührt wird. Deshalb wird bereits nach gelten-
dem Recht die Ansicht vertreten, die Zustim-
mung der dinglich Berechtigten sei nicht erfor-
derlich (Bärmann, WEG, 3. Aufl., Rdnr. 55 zu 
§ 10 mit weiteren Nachweisen). 

Allerdings können Vereinbarungen der Woh

-

nungseigentümer im Einzelfall, insbesondere 
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dann, wenn dadurch einem Wohnungseigentü-
mer eingeräumte Sondernutzungsrechte be-
schränkt werden, den Wert des einzelnen 
Wohnungseigentums beeinträchtigen. Damit 
werden die Interessen des dinglich Berechtig-
ten an diesem Wohnungseigentumsrecht be-
rührt. Hierbei handelt es sich aber um seltene 
Ausnahmefälle, zumal eine beabsichtigte Be-
schränkung von Sondernutzungsrechten in al-
ler Regel daran scheitern wird, daß die nach 
dem neuen § 10 Abs. 2 hierzu erforderliche Zu-
stimmung des betroffenen Wohnungseigentü-
mers nicht erteilt werden wird. Im übrigen 
können sich Vereinbarungen auch in diesen 
Fällen nur in begrenztem Umfang auf den Wert 
des Wohnungseigentums als Belastungsgegen-
stand auswirken. Der Wegfall der Zustim-
mungsbedürftigkeit ist den dinglich Berechtig-
ten daher zuzumuten, da andernfalls die Woh-
nungseigentümer daran gehindert würden, ihr 
Verhältnis untereinander sachgemäß zu re-
geln. 

Nach der Neufassung des § 10 Abs. 2, 3 (vgl. 
Artikel 1 Nr. 3) bedürfen Vereinbarungen der 
Wohnungseigentümer über ihr Verhältnis un-
tereinander künftig nicht mehr der Einstimmig-
keit; es genügt vielmehr ein Mehrheitsbeschluß 
der Wohnungseigentümer. Die Vereinbarun-
gen, die zum Inhalt des Sondereigentums ge-
macht werden, bedürfen jedoch auch als Mehr-
heitsbeschluß der Eintragung in das Grund-
buch, wenn sie gegen den Sondernachfolger 
des Wohnungseigentümers wirken sollen. 
Durch die Neuregelung ergibt sich gegenüber 
dem bisherigen Rechtszustand die Besonder-
heit, daß die Vereinbarungen künftig als Mehr-
heitsbeschlüsse unter dem Vorbehalt stehen, 
durch Gerichtsbeschluß für ungültig erklärt 
zu werden, wenn sie von einem Wohnungs

-

eigentümer angefochten werden (vgl. § 23 Abs. 4, 
§ 43 Abs. 1 Nr. 4). Würde eine noch nicht unan-
fechtbar gewordene Vereinbarung in das 
Grundbuch eingetragen, so könnte die Eintra-
gung im Falle der späteren Ungültigerklärung 
der Vereinbarung nicht ohne weiteres wie-
der rückgängig gemacht werden, weil damit 
einem etwaigen zwischenzeitlichen gutgläubi-
gen Erwerb des Wohnungseigentumsrechts 
nachträglich die Grundlage entzogen würde 
(vgl. § 892 BGB). Daher können Vereinbarungen 
künftig in das Grundbuch erst eingetragen wer-
den, wenn sie unanfechtbar geworden sind. 
Der Nachweis der Unanfechtbarkeit stößt auf 
keine Schwierigkeiten, weil für die Anfechtung 
gemäß § 43 grundsätzlich dasselbe Amtsgericht 
zuständig ist, das das Wohnungsgrundbuch 
führt. Im Einzelfall kann das Erfordernis der 
Unanfechtbarkeit der Vereinbarung eine ge-
wisse Verzögerung der Grundbucheintragung 
zur Folge haben, insbesondere dann, wenn ge-
gen die gerichtliche Entscheidung Rechtsmittel 
eingelegt werden. Da diese befristet sind (vgl. 
§ 45 Abs. 1) und auch der Antrag auf gericht-
liche Überprüfung der Vereinbarung nur binnen 
eines Monats gestellt werden kann (vgl. § 23 
Abs. 4), wird die Frage der Unanfechtbarkeit 

aber in der Regel in absehbarer Zeit geklärt 
sein. 

3. Zu Nummer 3 (Änderung des § 10) 

Durch die Bestimmung wird die Abänderung 
von Regelungen erleichtert, die das Verhältnis 
der Wohnungseigentümer untereinander betref-
fen. Damit wird nicht nur eine Abänderung 
etwa vom Grundstückseigentümer in der Tei-
lungserklärung in mißbräuchlicher Weise ge-
troffener Regelungen, sondern — insbesondere 
bei Großgemeinschaften — eine sinnvolle Re-
gelung der Gemeinschaftsverhältnisse ermög-
licht, was bisher vielfach am Widerspruch ei-
nes Wohnungseigentümers, in der Regel des 
früheren Grundstückseigentümers, scheiterte. 

Die Änderung, die im Rahmen des § 10 Abs. 2 
vorgenommen wird, bezieht sich jedoch nur 
auf die Regelungen des Gemeinschaftsverhält-
nisses im Sinne dieser Bestimmung. Solche Re-
gelungen können zwar in die Teilungserklä

-

rung aufgenommen werden. Sie sind damit 
aber nicht mit dieser identisch. Die Teilungser-
klärung als solche, nämlich die grundbuch-
rechtlich relevante Festlegung des Umfangs 
der Miteigentumsanteile und des Sondereigen-
tums sowie ihre Zuordnung zueinander ist da-
her dem in dem neuen § 10 Abs. 2 vorgesehe-
nen Beschlußverfahren nicht unterworfen. 

Während über Einzelmaßnahmen der Verwal-
tung durch Mehrheitsbeschluß der Wohnungs-
eigentümer entschieden werden kann, konnten 
die Wohnungseigentümer bisher Vereinbarun-
gen über  ihr Verhältnis untereinander nur ein-
stimmig treffen und .  abändern. Der Grund hier-
für liegt in der besonderen Bedeutung, die den 
Vereinbarungen für das Rechtsverhältnis jedes 
einzelnen Wohnungseigentümers unabhängig 
davon zukommt, in welchem Umfang er wirt-
schaftlich an der Wohnungseigentumsanlage 
insgesamt beteiligt ist. Durch die Neuregelung 
in § 10 Abs. 2 wird der Grundsatz, daß gegen 
den Willen auch nur eines Wohnungseigentü-
mers eine Umgestaltung des Verhältnisses der 
Wohnungseigentümer unereinander nicht mög-
lich ist, im wohlverstandenen Interesse der Ge-
samtheit der Wohnungseigentümer etwas ge-
lockert. Dies geschieht jedoch nur in dem 
unumgänglich notwendigen Maß: 

Einem Wohnungseigentümer können durch Ver-
einbarung Sondernutzungsrechte am gemein-
schaftlichen Eigentum eingeräumt werden  (vgl. 
den bisherigen § 13 Abs. 2 und § 15 Abs. 1). In 
Betracht kommt etwa die Zuweisung der aus-
schließlichen Nutzung der den Erdgeschoß-
wohnungen vorgelagerten Rasenflächen an die 
Eigentümer dieser Wohnungen. In der Regel 
sind Sondernutzungsrechte mit einem entspre-
chend höheren Kaufpreis zu bezahlen. Durch die 
Neuregelung des § 10 Abs. 2 könnten solche 
Nutzungsrechte an sich durch Mehrheitsbe-
schluß ohne entsprechende Entschädigung ent-
zogen oder beschränkt werden. Hiergegen be- 
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stehen im Hinblick auf Artikel 14 GG insbeson-
dere deshalb Bedenken, weil der neue § 10 
Abs. 2 auch für Wohnungseigentum gilt, das 
vor dem Inkrafttreten des Änderungsgesetzes 
begründet worden ist (vgl. Artikel 2 § 1 Abs. 5). 
Es wird daher sichergestellt, daß Sondernut-
zungsrechte eines Wohnungseigentümers nur 
mit dessen Zustimmung entzogen oder einge-
schränkt werden können. Im übrigen ist durch 
das Erfordernis einer Mehrheit von mehr als 
Dreiviertel der stimmberechtigten Wohnungs-
eigentümer in Verbindung mit der Verweisung 
auf das nunmehr in § 25 Abs. 1 für das Stimm-
recht verankerte Kopfprinzip die Gewähr dafür 
gegeben, daß Vereinbarungen auch künftig nur 
getroffen, geändert oder aufgehoben werden, 
wenn dies dem Willen der ganz überwiegenden 
Mehrheit der Wohnungseigentümer entspricht; 
damit ist zugleich auch eine gewisse Kontinui-
tät der Gemeinschaftsordnung gewährleistet. 
Bei Kleinanlagen mit bis zu vier Wohnungsei-
gentümern ist im Ergebnis weiterhin Einstim-
migkeit 

 
 erforderlich. Dem Ziel, die Einflußnah-

me einer breiten Mehrheit der Wohnungseigen-
tümer auf die Ausgestaltung des Verhältnisses 
der Wohnungseigentümer untereinander zu si-
chern, dient auch die sich aus dem Ausschluß 
des § 25 Abs. 2 in seiner Neufassung ergebende 
Regelung, daß ein wirksamer Beschluß über 
eine Vereinbarung nur mit einer Mehrheit von 
mehr als Dreiviertel der stimmberechtigten 
Wohnungseigentümer, bezogen auf die Gesamt-
zahl der Wohnungseigentümer und nicht auf 
die Zahl der in der Versammlung erschienenen, 
gefaßt werden kann. Wegen der Bedeutung der 
Vereinbarungen für das Rechtsverhältnis des 
einzelnen Wohnungseigentümers und die Ge-
meinschaft insgesamt kann über Vereinbarun-
gen auch nicht im schriftlichen Verfahren ge-
mäß dem neuen § 23 Abs. 3 beschlossen wer-
den. Die Neuregelung ist im übrigen in ihrem 
vollen Umfang unabdingbar ausgestaltet, weil 
sonst der Grundstückseigentümer in der Tei-
lungserklärung die erleichterte Abänderbarkeit 
von ihm getroffener Bestimmungen über das 
Verhältnis der Wohnungseigentümer unterein-
ander ausschließen oder einschränken könnte. 
Darüber hinaus ist damit aber auch eine im 
Hinblick auf die Bedeutung der Vereinbarun-
gen für die Gemeinschaft der Wohnungseigen-
tümer nicht erwünschte weitere Erleichterung 
der Abänderbarkeit durch Vereinbarung der 
Wohnungseigentümer ausgeschlossen. Schließ-
lich wird damit auch verhindert, daß die Be-
stimmung beseitigt wird, die denjenigen Woh-
nungseigentümer schützen soll, dem Sonder

-

nutzungsrechte am gemeinschaftlichen Eigen-
tum eingeräumt wurden. 

Durch die Neufassung des § 10 Abs. 2 ist fest-
gelegt, daß Vereinbarungen künftig durch einen 
in der Wohnungseigentümerversammlung zu 
fassenden (vgl. § 23 Abs. 1) Mehrheitsbeschluß 
der Wohnungseigentümer getroffen, aufgeho-
ben und abgeändert werden können, was 
selbstverständlich nicht ausschließt, daß dies 
im Einzelfall einstimmig geschieht; Vorausset

-

zung für eine wirksame Vereinbarung ist aber 
in jedem Fall eine Beschlußfassung in der 
Wohnungseigentümerversammlung. Soweit 
eine Vereinbarung die Beschränkung von Son-
dernutzungsrechten eines Wohnungseigentü-
mers zum Inhalt hat, ist darüber hinaus dessen 
Zustimmung erforderlich. Die Vereinbarungen 
unterliegen somit künftig grundsätzlich allen 
Bestimmungen des Wohnungseigentumsgeset-
zes, die das Zustandekommen und die Wirkung 
von Mehrheitsbeschlüssen der Wohnungsei-
gentümer betreffen; auf Vereinbarungen kom-
men daher insbesondere die Bestimmungen der 
§§ 23 bis 25 zur Anwendung, soweit dies durch 
§ 10 Abs. 2, 3 in der neuen Fassung nicht im 
Einzelfall ausdrücklich ausgeschlossen wird. 
Dies hat u. a. zur Folge, daß künftig auch Ver-
einbarungen der Wohnungseigentümer gemäß 
§ 23 Abs. 4 in Verbindung mit § 43 Abs. 1 Nr. 4 
einer richterlichen Überprüfung unterworfen 
sind. Dies ist ein notwendiger Ausgleich für 
die mit der Neuregelung grundsätzlich eröffne-
te Möglichkeit, durch Mehrheitsbeschluß die 
Rechte einer Minderheit zu beschränken. 

Zu ihrer Wirksamkeit gegenüber dem Sonder-
nachfolger eines Wohnungseigentümers bedür-
fen Vereinbarungen der Wohnungseigentümer 
auch als Mehrheitsbeschluß weiterhin der Ein-
tragung in das Grundbuch (vgl. § 10 Abs. 3 
Satz 1 in der neuen Fassung, die dem bisheri-
gen § 10 Abs. 2 entspricht). Damit ist sicherge-
stellt, daß auch künftig die — einstimmig oder 
mit einer Mehrheit von mehr als Dreiviertel 
der stimmberechtigten Wohnungseigentümer 
beschlossenen — zum Inhalt des Sondereigen-
tums gemachten Vereinbarungen aus dem 
Grundbuch ersichtlich sind. Derartige Verein-
barungen sind dem Grundbuchamt in der Form 
des § 29 der Grundbuchordnung nachzuweisen. 
Da sie künftig in der Wohnungseigentümerver-
sammlung beschlossen werden müssen, er-
scheint es zum grundbuchmäßigen Nachweis 
des Beschlusses als erforderlich, aber auch aus-
reichend, entsprechend § 26 Abs. 4 die Vorlage 
einer Niederschrift über den. Beschluß zu for-
dern, bei der die Unterschriften des Vorsitzen-
den und eines Wohnungseigentümers, gegebe-
nenfalls auch des Vorsitzenden des Verwal-
tungsbeirates oder seines Vertreters (vgl. § 24 
Abs. 6) öffentlich beglaubigt sind. Durch die 
Vorlage der Niederschrift ist auch der Nach-
weis dafür geführt, daß die Vereinbarung mit 
der nach dem neuen § 10 Abs. 2 erforderlichen 
Mehrheit von mehr als Dreiviertel der stimm-
berechtigten Wohnungseigentümer beschlossen 
wurde. Dagegen kann die Zustimmung eines 
Wohnungseigentümers, die erforderlich ist, 
wenn ihm eingeräumte Sondernutzungsrechte 
durch die Vereinbarung beschränkt werden 
sollen, nicht auf diese Weise nachgewiesen 
werden. Insoweit bedarf es nach §§ 19, 29 
Abs. 1 der Grundbuchordnung zumindest der 
Vorlage einer öffentlich beglaubigten Erklä-
rung des zustimmungsberechtigten Wohnungs-
eigentümers, da § 10 Abs. 3 Satz 2 den Nach-
weis dieser Zustimmung nicht erfaßt. — Satz 3 
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des neuen § 10 Abs. 3 entspricht dem bisheri-
gen § 10 Abs. 3; die Bestimmung gilt künftig 
für alle Beschlüsse der Wohnungseigentümer, 
soweit sie nicht zum Inhalt des Sondereigen-
tums gemachte Vereinbarungen betreffen, so-
wie — wie bisher — für Entscheidungen des 
Richters gemäß § 43. 

Abschließend ist darauf hinzuweisen, daß der 
sachliche Gehalt der Neuregelung des § 10 
Abs. 2 bisher vielfach durch entsprechende 
vertragliche Vereinbarungen der Wohnungsei-
gentümer vorweggenommen wurde. So enthal-
ten die Gemeinschaftsordnungen häufig die Be-
stimmung, . daß sie durch Beschluß einer qualifi-
zierten Mehrheit der Wohnungseigentümer ab-
geändert werden können. 

4. Zu Nummer 4 (Änderung des § 11) 

Der Begriff der gemeinschaftlichen Gelder wird 
in § 27 Abs. 1 Nr. 4 verwendet; er umfaßt das 
Verwaltungsvermögen, also insbesondere die 
von den Wohnungseigentümern zu leistenden 
Beiträge zu den Lasten und Kosten des gemein-
schaftlichen Eigentums (§ 16 Abs. 2), vor allem 
aber die Instandhaltungsrücklagen (§ 21 Abs. 5 
Nr. 4). Die gemeinschaftlichen Gelder, denen 
für das Funktionieren der Gemeinschaft beson-
dere Bedeutung zukommt, bestehen aus Bar-
geld, in der Regel aber aus einer Forderung der 
Wohnungseigentümer gegen ein Kreditinstitut, 
bei dem die Gelder auf einem Konto ange-
sammelt werden. 

Das Eigentum an Bargeld und die Forderung 
gegen ein Kreditinstitut stehen den Wohnungs-
eigentümern gemeinschaftlich zu; die Woh-
nungseigentümer bilden insoweit eine Gemein-
schaft nach Bruchteilen gem. §§ 741 ff. BGB. Je-
der Wohnungseigentümer konnte daher bisher 
grundsätzlich über seinen Anteil an den ge-
meinschaftlichen Geldern frei verfügen (§ 747 
Satz 1 BGB) und jederzeit die Aufhebung der 
Gemeinschaft verlangen (§ 749 Abs. 1 BGB) ; 
aus der  freien Verfügbarkeit folgte, daß der . 

Anteil auch der Pfändung durch Gläubiger des 
Wohnungseigentümers unterlag, die in diesem 
Fall die Auseinandersetzung verlangen konn

-

ten (vgl. § 751 Satz 2 BGB) ; ferner fiel der An-
teil im Konkurs eines Wohnungseigentümers in 
die Konkursmasse (vgl. § 16 Abs. 2 KO). Im 
Hinblick darauf war bisher nicht gewährleistet, 
daß die gemeinschaftlichen Gelder der Gemein-
schaft jederzeit zu der bestimmungsgemäßen 
Verwendung auch zur Verfügung standen. 

Durch den neuen § 11 Abs. 3 wird daher die 
Verfügungsbefugnis des einzelnen Wohnungs-
eigentümers über seinen Anteil an den gemein-
schaftlichen Geldern dahin eingeschränkt, daß 
er über ihn künftig nur noch zusammen mit 
dem Wohnungseigentum verfügen kann und 
der Anteil mit der Veräußerung des Woh-
nungseigentums auf den Erwerber übergeht. 
Ferner wird bestimmt, daß der Anteil nicht 
selbständig gepfändet werden kann, jedoch von 

der Zwangsvollstreckung in das Wohnungsei-
gentum umfaßt wird; durch diese dem § 865 
ZPO nachgebildete Regelung wird verhindert, 
daß der Anteil an den gemeinschaftlichen Gel

-

dern und das Wohnungseigentum als Folge 
von Maßnahmen der Zwangsvollstreckung aus-
einanderfallen. 

Damit und durch die entsprechende Anwen-
dung der Bestimmungen des § 11 Abs. 1, 2 ist 
sichergestellt, daß Teilhaber der Bruchteilsge-
meinschaft an den gemeinschaftlichen Geldern 
immer nur Mitglieder der Wohnungseigentü-
mergemeinschaft sind und die Auseinanderset-
zung der Gemeinschaft mit dem Ziel der Aus-
zahlung des Anteils an den gemeinschaftlichen 
Geldern ausgeschlossen ist. Hiervon abwei-
chende Vereinbarungen der Wohnungseigentü-
mer sind grundsätzlich ausgeschlossen. Ent-
sprechend § 11 Abs. 1 Satz 3 kann die Zulässig-
keit eines Aufhebungsverlangens hinsichtlich 
der gemeinschaftlichen Gelder nur unter den 
Voraussetzungen vereinbart werden, unter de-
nen auch ein Aufhebungsverlangen bezüglich 
der Wohnungseigentümergemeinschaft als sol-
cher vereinbart werden kann. 

5. Zu Nummer 5 (Änderung des § 12) 

Nach § 12 kann vereinbart werden, daß ein 
Wohnungseigentümer zur Veräußerung seines 
Wohnungseigentums der Zustimmung anderer 
Wohnungseigentümer oder eines Dritten be-
darf, die allerdings nur aus wichtigem Grunde 
versagt werden kann. In aller Regel wird ver-
einbart, daß zur Veräußerung die Zustimmung 
des Verwalters erforderlich ist. Den Woh-
nungseigentümern wird damit die Möglichkeit 
in die Hand gegeben, das Eindringen uner-
wünschter Personen in die Gemeinschaft zu 
verhindern. Andererseits wird aber durch die 
Beschränkung der freien Verfügbarkeit das Ei-
gentumsrecht des einzelnen Wohnungseigentü-
mers eingeschränkt. 

Durch die Einfügung eines neuen § 12 Abs. 3 
werden Veräußerungsbeschränkungen, durch 
die die Rechtsstellung des Wohnungseigentü-
mers in einem wesentlichen Punkt beeinträch-
tigt wird, in Grenzen gehalten. Die Bestimmung 
des § 12 Abs. 2 Satz 1, wonach die Zustimmung 
nur aus wichtigem Grund versagt werden darf, 
vermag nicht in jedem Fall unangemessene 
Veräußerungsbeschränkungen durch die nach 
den Vereinbarungen der Wohnungseigentümer 
zur Erteilung der Zustimmung berufenen Perso-
nen auszuschließen. Der Wohnungseigentümer 
hat in diesem Fall nunmehr die Möglichkeit, 
die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer an-
zurufen und deren Entscheidung einzuholen. 
Die Wohnungseigentümer können künftig über 
§ 10 Abs. 2 in seiner Neufassung zwar die Not-
wendigkeit einer Zustimmung zur Veräußerung 
des  Wohnungseigentums durch einen Woh-
nungseigentümer ausschließen; dies erscheint 
jedoch in der Regel nicht zweckmäßig. Ist da-
her im Einzelfall die Zustimmung erforderlich, 
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so räumt die Neuregelung — im Hinblick auf 
die besondere Bedeutung, die einer Verfü-
gungsbeschränkung zukommt, in unabdingba-
rer Weise — der Gemeinschaft der Wohnungs-
eigentümer die Möglichkeit ein, auf die Ertei-
lung der Zustimmung Einfluß zu nehmen. Al-
lerdings genügt zu einer wirksamen Beschluß-
fassung über die Ersetzung der versagten Zu-
stimmung in Anlehnung an § 18 Abs. 3 eine 
Mehrheit yon mehr als der Hälfte der stimmbe-
rechtigten Wohnungseigentümer. Die Neurege-
lung ist im übrigen dem neuen § 10 Abs. 2 
nachgebildet; ein Beschluß kann daher nicht 
im schriftlichen Verfahren und nur mit mehr 
als der Hälfte der stimmberechtigten Woh-
nungseigentümer insgesamt und nicht nur der 
in der Versammlung erschienenen gefaßt wer-
den (Ausschluß des neuen § 23 Abs. 3 und des 
neuen § 25 Abs. 2), wobei maßgebend für das 
Stimmrecht die Regelung des nunmehrigen § 25 
Abs. 1 ist. 

Die Regelung bezieht auch die Zustimmung ei-
nes Dritten, der nicht Verwalter ist, ein. Die 
Zustimmung aller Wohnungseigentümer kann 
nach der Bestimmung im Ergebnis nicht mehr 
verlangt werden, weil in diesem Fall eine Er-
setzung der etwa versagten Zustimmung durch 
mehr als die Hälfte der Wohnungseigentümer 
möglich wäre. Dies hat vor allem bei kleinen 
Gemeinschaften Bedeutung. 

Die Neuregelung sieht ferner die Ersetzung le-
diglich der Zustimmung vor; die Wohnungsei-
gentümerversammlung kann daher nur angeru-
fen werden, wenn die Zustimmung versagt 
wird, nicht jedoch bei Erteilung der Zustim-
mung. Hierfür sind folgende Überlegungen 
maßgebend: Die Versagung der Zustimmung zu 
der von einem Wohnungseigentümer beabsich-
tigten Veräußerung stellt einen erheblichen 
Eingriff in dessen Eigentumsrecht dar. Dagegen 
sind die übrigen Wohnungseigentümer in ih-
rem Recht weit weniger betroffen, wenn durch 
eine von ihnen nicht gebilligte Zustimmung ein 
unerwünschter Wohnungseigentümer in die 
Gemeinschaft gelangt, zumal ihm bei Vorliegen 
schwerwiegender Gründe das Wohnungseigen-
turn  entzogen werden kann (vgl. § 18) . Zur 
Stärkung der Rechtsstellung des einzelnen 
Wohnungseigentümers genügt daher die Mög-
lichkeit einer Anrufung der Wohnungseigentü-
merversammlung nur bei Versagung der Zu-
stimmung. 

Durch die Monatsfrist, innerhalb deren der Ver-
walter die Entscheidung der Wohnungseigentü-
mer über das Verlangen eines Wohnungseigen-
tümers auf Ersetzung der Zustimmung herbei-
zuführen hat, wird sichergestellt, daß der be-
troffene Wohnungseigentümer in angemessener 
Zeit eine im Fall der Ablehnung der Ersetzung 
erst den Rechtsweg eröffnende Entscheidung 
der Wohnungseigentümer erlangt. Nach Mög-
lichkeit sollte über das Verlangen allerdings in 
der nächsten ohnehin abzuhaltenden Versamm-
lung entschieden werden. Im Einzelfall kann es 
sich jedoch ergeben, daß allein wegen des Er

-

setzungsverlangens eines Wohnungseigentü-
mers eine Versammlung einzuberufen ist. Dies 
muß im Interesse des veräußerungswilligen 
Wohnungseigentümers hingenommen wer-
den. 

Das Verlangen ist an den Verwalter zu richten, 
weil allein dieser zur Einberufung der Ver-
sammlung berufen ist (vgl. § 24), in der über 
das Verlangen zu entscheiden ist. Im übrigen 
gehört es gemäß § 27 Abs. 2 Nr. 3 zu den Auf-
gaben des Verwalters, Willenserklärungen ent-
gegenzunehmen, soweit sie an die Wohnungs-
eigentümer in dieser Eigenschaft gerichtet 
sind. 

Ein Wohnungseigentümer, dem die Zustim-
mung zu der beabsichtigten Veräußerung ver-
sagt wird, hatte bisher die Möglichkeit, hier

-

wegen die Gerichte anzurufen. Ist nach der 
Vereinbarung der Wohnungseigentümer die 
Zustimmung eines oder mehrerer Wohnungsei-
gentümer oder des Verwalters erforderlich, so 
war gemäß § 43 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 im Verfah-
ren der freiwilligen Gerichtsbarkeit, im übrigen 
im streitigen Verfahren zu entscheiden. Dabei 
konnte das Gericht grundsätzlich nicht die ver-
sagte Zustimmung ersetzen oder den durch 
Vereinbarung der Wohnungseigentümer hierzu 
berufenen Dritten zur Abgabe der Zustim-
mungserklärung verpflichten, wenn. ein wichti-
ger Grund im Sinne des § 12 Abs. 2 für die Ver-
sagung vorlag. Dagegen sind die Wohnungsei-
gentümer, wenn sie nach dem neuen § 12 
Abs. 3 angerufen werden, grundsätzlich nicht 
daran gehindert, die Zustimmung auch dann zu 
ersetzen, wenn an sich ein wichtiger Grund für 
ihre Versagung vorliegt. Durch die Bestim-
mung des § 12 wird den Wohnungseigentümern 
eine Möglichkeit an die Hand gegeben, sich 
gegen das Eindringen unerwünschter Personen 
zu schützen. Es steht den Wohnungseigentü-
mern frei, von dieser ihnen eingeräumten Mög-
lichkeit durch eine Vereinbarung im Sinne des 
§ 12 Abs. 1 Gebrauch zu machen. Wird danach 
ein Zustimmungserfordernis vereinbart, so 
schließt dies nicht aus, daß die Wohnungsei-
gentümer gleichwohl im Einzelfall darauf ver-
zichten, die Zustimmung zu versagen, obwohl 
dies möglich wäre. Denn die unabdingbare Be-
stimmung des § 12 Abs. 2 Satz 1, wonach die 
Zustimmung nur aus wichtigem Grund versagt 
werden darf, besagt nicht, daß die Zustimmung 
bei Vorliegen eines wichtigen Grundes auch in 
jedem Fall versagt werden muß. 

Die durch den neuen § 12 Abs. 3 eröffnete Mög-
lichkeit, gegen die Versagung der Zustimmung 
die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer an-
zurufen, ist somit geeignet, die Rechtsstellung 
des einzelnen Wohnungseigentümers zu ver-
bessern. Darüber hinaus kann dadurch die Zahl 
der gerichtlichen Verfahren verringert werden. 
Dies setzt aber voraus, daß der Rechtsweg zu 
den Gerichten nur dann eröffnet wird, wenn 
vorher erfolglos die Gemeinschaft der Woh-
nungseigentümer angerufen wurde. Eine ent-
sprechende Regelung enthält der neue § 12 
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Abs. 4, der darüber hinaus bestimmt, daß Ge-
genstand des gerichtlichen Verfahrens nur die 
Entscheidung der Wohnungseigentümer ist, mit 
der die Ersetzung der Zustimmung abgelehnt 
wird. Dies ist gerechtfertigt, weil letztlich al-
lein deren Interessen berührt sind. Bedarf ein 
Wohnungseigentümer nach der Vereinbarung 
der Wohnungseigentümer zur Veräußerung die 
Zustimmung von mehr als der Hälfte der Woh-
nungseigentümer, bezogen auf' die Gesamtzahl 
der stimmberechtigten Wohnungseigentümer, 
und wird ihm die Zustimmung versagt, kann er 
hiergegen ausnahmsweise das Gericht unmit-
telbar anrufen, weil zur Ersetzung der versag-
ten Zustimmung die gleiche Mehrheit erforder-
lich wäre, die die Zustimmung bereits versagt 
hat. Die Neuregelung des Absatzes 4 hat weiter 
zur Folge, daß auch dann allein die Zuständig-
keit des Gerichts der freiwilligen Gerichtsbar

-

keit gegeben ist, wenn die Zustimmung von ei-
nem Dritten versagt wird, der weder Woh-
nungseigentümer noch Verwalter ist. Insoweit 
wäre ohne die Regelung in Absatz 4 gegen die 
Versagung der Zustimmung seitens des Dritten 
der Rechtsweg im streitigen Verfahren und ge-
gen die Ablehnung der Ersetzung der Zustim-
mung durch die Wohnungseigentümer der im 
Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit er-
öffnet. 

Durch Satz 2 des neuen Absatzes 4 wird klar-
gestellt, wann eine den Rechtsweg eröffnende, 
die Ersetzung der Zustimmung ablehnende Ent-
scheidung der Wohnungseigentümer vorliegt. 
Durch den Ausschluß des neuen § 25 Abs. 2 in 
Absatz 3 ist die Beschlußfähigkeit der Woh-
nungseigentümerversammlung in bezug auf ei-
nen die Zustimmung ersetzenden Beschluß nur 
gegeben, wenn in der Versammlung mehr als 
die Hälfte der Wohnungseigentümer, bezogen 
auf die Gesamtzahl der stimmberechtigten 
Wohnungseigentümer, erschienen (oder vertre-
ten) ist. Dies gilt jedoch nur für die positive 
Entscheidung der Ersetzung und nicht auch für 
die negative Entscheidung der Ablehnung. Die 
Ersetzung ist somit nicht etwa erst dann abge-
lehnt, wenn mehr als die Hälfte der stimmbe-
rechtigten Wohnungseigentümer für die Ableh-
nung stimmt oder, obwohl anwesend, der Erset-
zung nicht zustimmt. Die begehrte Ersetzung 
der Zustimmung gilt vielmehr nach allgemei-
nen Grundsätzen der Abstimmung schon dann 
als abgelehnt, wenn in einer ordnungsgemäß 
einberufenen Versammlung, wozu im Hinblick 
auf § 23 Abs. 2 insbesondere die Bezeichnung 
des Abstimmungsgegenstandes — hier des Ver-
langens auf Ersetzung der Zustimmung — bei 
Einberufung gehört, weniger als die für eine 
wirksame Ersetzung notwendige Mehrheit er-
schienen (oder vertreten) ist. Damit ist klarge-
stellt, daß auch durch Nichterscheinen im Sin-
ne einer Ablehnung der verlangten Ersetzung 
abgestimmt werden kann. Wegen der Auswir-
kungen auf die Möglichkeit, den Rechtsweg zu 
beschreiten, ist es notwendig, zweifelsfrei fest-
zulegen, wann eine die Ersetzung ablehnende 

Entscheidung der Wohnungseigentümer vor-
liegt. 
Durch die Einfügung in § 24 Abs. 2 (vgl. Arti-
kel 1 Nr. 10) wird dem Wohnungseigentümer 
die rechtliche Möglichkeit eröffnet, die vor Be-
schreitung des Rechtswegs notwendige Einbe-
rufung der Wohnungseigentümer gegebenen-
falls durch Gerichtsbeschluß zu erzwingen. 

6. Zu Nummer 6 (Änderung des § 13) 

Ähnlich wie Veräußerungsbeschränkungen 
können auch Nutzungsbeschränkungen hin-
sichtlich des Sondereigentums die Rechtsstel-
lung des Wohnungseigentümers erheblich ein-
schränken. Nach § 13 Abs. 1 hat der Woh-
nungseigentümer hinsichtlich des Sondereigen-
tums grundsätzlich die Rechtsstellung eines Al-
leineigentümers. Er kann aber hierin durch 
Vereinbarungen und Beschlüsse der Woh-
nungseigentümer eingeschränkt werden (vgl. 
§ 15 Abs. 1, 2). In Betracht kommen dabei der 
Ausschluß der Ausübung eines bestimmten Be-
rufes oder Gewerbes in den Räumen des Son-
dereigentums sowie .der Ausschluß der Über-
lassung an Dritte, insbesondere im Wege der 
Vermietung. Möglich sind insoweit aber auch 
Einschränkungen dergestalt, daß bestimmte 
Nutzungsarten nur mit Zustimmung anderer 
Wohnungseigentümer oder eines Dritten, ins-
besondere des Verwalters, zulässig sind. Um 
dem Wohnungseigentümer die Rechtsstellung 
eines Eigentümers soweit wie möglich zu er-
halten, können derartige Nutzungsbeschrän-
kungen künftig nur auferlegt werden, wenn 
dies im wohlverstandenen Interesse der Ge-
meinschaft aller Wohnungseigentümer geboten 
ist. 
Die Neuregelung sieht daher vor, daß Nut-
zungsbeschränkungen nur aus wichtigem Grun-
de zulässig sind. Davon wird sowohl der Aus-
schluß einzelner Nutzungsarten als auch ihre 
Einschränkung, etwa durch das Erfordernis der 
Zustimmung anderer Wohnungseigentümer 
oder Dritter, erfaßt. Ein Zustimmungserforder-
nis hinsichtlich einer bestimmten. Nutzungsart 
kann danach als Nutzungseinschränkung nur 
aus wichtigem Grunde aufgestellt werden. Dar-
über hinaus kann die Zustimmung in diesem 
Fall entsprechend der Regelung in § 12 Abs. 2 
Satz 1 ebenfalls nur aus wichtigem Grunde ver-
sagt werden. 
Der unbestimmte Rechtsbegriff des wichtigen 
Grundes, der auch im Rahmen des § 12 Abs. 1 
verwendet wird, ermöglicht es, auf den konkre-
ten Einzelfall abzustellen. So kann z. B. die 
Konzeption einer Wohnungseigentumsanlage 
als Altenwohnheim im Einzelfall durchaus ei-
nen wichtigen Grund dafür abgeben, die Aus-
übung eines bestimmten Gewerbes in einer 
Wohnung zu untersagen, obwohl dies bei einer 
anders strukturierten Anlage vielleicht nicht 
möglich wäre. 

Die unabdingbar ausgestaltete Vorschrift lehnt 
sich im übrigen hinsichtlich der Möglichkeit, 
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für bestimmte Fälle einen Anspruch auf Ertei-
lung der Zustimmung einzuräumen und die Er-
setzung der Zustimmung durch die Wohnungs-
eigentümer zu verlangen, durch eine entspre-
chende Verweisung an § 12 Abs. 2 Satz 2 und 
die neuen Vorschriften des § 12 Abs. 3, 4 an. 

7. Zu Nummer 7 (Änderung des § 18) 

Der Entziehung des Wohnungseigentums 
kommt im Hinblick auf die Rechtsstellung des 
betroffenen Wohnungseigentümers vergleich-
bare Bedeutung zu wie einer Veräußerungsbe-
schränkung nach § 12. Während der Woh-
nungseigentümer durch Veräußerungsbe-
schränkungen gegen seinen Willen daran ge-
hindert werden kann, sein Wohnungseigentum 
zu veräußern, kann er durch das Rechtsinstitut 
der Entziehung des Wohnungseigentums gegen 
seinen Willen zur Veräußerung gezwungen 
werden. §§ 12 und 18 liegt derselbe Gedanke 
zugrunde: der Gemeinschaft der Wohnungsei-
gentümer wird im Interesse eines reibungslo-
sen Funktionierens der grundsätzlich unauflös-
lichen Gemeinschaft die Möglichkeit einge-
räumt, auf die Zusammensetzung der Gemein-
schaft dadurch Einfluß zu nehmen, daß sie so-
wohl das Eindringen unerwünschter Personen 
verhindern als sich auch solcher unter be-
stimmten Voraussetzungen wieder entledigen 
kann. Es erscheint geboten, die entsprechenden 
Vorschriften einander anzugleichen. Dies ge-
schieht hinsichtlich der Bestimmungen über die 
Beschlußfassung der Wohnungseigentümer 
durch Angleichung des § 18 Abs. 3 an den neu-
en § 12 Abs. 3 und den Ausschluß der Möglich-
keit, insoweit von den gesetzlichen Bestimmun-
gen durch Vereinbarung der Wohnungseigen-
tümer abzuweichen, in § 18 Abs. 4 neuer Fas-
sung. Darüber hinaus wird im Interesse einer 
Stärkung und Sicherung der Rechtsstellung des 
einzelnen Wohnungseigentümers künftig die 
Möglichkeit einer Erweiterung der in § 18 
Abs. 1 aufgeführten Entziehungsgründe ausge-
schlossen. 

8. Zu Nummer 8 (Änderung des § 21) 

Mit der Ersetzung des bisher in § 21 Abs. 5 
Nr. 4 verwendeten Begriffs „Instandhaltungs-
rückstellung" durch den Begriff „Instandhal-
tungsrücklage" sollen Zweifel beseitigt wer-
den, die hinsichtlich der steuerlichen Behand-
lung entstehen könnten. 

Nach der genannten Bestimmung gehört die 
Ansammlung einer angemessenen Instandhal-
tungsrücklage zu einer ordnungsmäßigen Ver-
waltung. Das Gesetz sieht nämlich in der Bil-
dung einer Instandhaltungsrücklage die beste 
Vorsorge für die Instandhaltung und Instand-
setzung der Gebäude einer Wohnungseigen-
tumsanlage. Sie ist geeignet, eine der Schwie-
rigkeiten, die beim Stockwerkseigentum alter 
Art eine Quelle von Streitigkeiten gebildet ha-
ben, zu beseitigen. Der Instandhaltungsrückla

-

ge kommt für das reibungslose Funktionieren 
einer Wohnungseigentümergemeinschaft eine 
besondere Bedeutung zu. 

Überwiegend wird allerdings bereits bisher die 
Auffassung vertreten, daß im Hinblick auf den 
Anspruch der Wohnungseigentümer auf eine 
ordnungsmäßige Verwaltung (vgl. § 21 Abs. 4) 
jeder Wohnungseigentümer sowohl die An-
sammlung einer angemessenen Instandhal-
tungsrücklage als eine der ordnungsmäßigen 
Verwaltung dienende Maßnahme verlangen 
und gegebenenfalls durch Anrufung des Ge-
richts erzwingen als auch die Auflösung einer 
etwa vorhandenen Instandhaltungsrücklage 
verhindern kann, sofern sich diese nicht als 
Maßnahme der ordnungsmäßigen Verwaltung 
darstellt. 

Durch den neuen § 21 Abs. 6 wird zweifelsfrei 
klargestellt, daß die Ansammlung einer ange-
messenen Instandhaltungsrücklage unabding-
bar ist. Damit wird zugleich die Auflösung ei

-

ner Instandhaltungsrücklage zu anderen . Zwek-
ken als der Instandhaltung und Instandsetzung 
ausgeschlossen. 

9. Zu Nummer 9 (Änderung des § 23 Abs. 3) 

Nach § 23 sind Beschlüsse der Wohnungsei-
gentümer grundsätzlich in einer Wohnungsei-
gentümerversammlung zu treffen. Eine Be-
schlußfassung außerhalb der Wohnungseigen-
tümerversammlung war bisher nur möglich, 
wenn alle Wohnungseigentümer dem Beschluß 
schriftlich zustimmten (§ 23 Abs. 3). Insbeson-
dere bei großen Gemeinschaften hat sich ein 
Bedürfnis dafür ergeben, über Angelegenheiten 
von untergeordneter Bedeutung auf einfachere 
Weise als durch Einberufung und Abhaltung 
einer Wohnungseigentümerversammlung die 
erforderliche Entscheidung der Wohnungsei-
gentümergemeinschaft herbeizuführen; dies 
galt vor allem dann, wenn eine baldige Ent-
scheidung notwendig war. Bei kleinen Gemein-
schaften stellt sich das Problem nicht, weil 
dort im Gegensatz zu Großgemeinschaften die 
Durchführung einer Wohnungseigentümerver-
sammlung auf keine besonderen organisatori-
schen Schwierigkeiten stößt. Das schriftliche 
Beschlußverfahren in seiner bisherigen Ausge-
staltung eignete sich in den angesprochenen 
Fällen im Hinblick auf das Erfordernis der Ein-
stimmigkeit nicht, weil diese bei Großgemein-
schaften regelmäßig nicht erreicht werden 
konnte. 

Durch die Neufassung des § 23 Abs. 3 wird den 
Bedürfnissen der Praxis nach einer Erleichte-
rung der Beschlußfassung vor allem bei Groß-
gemeinschaften dadurch Rechnung getragen, 
daß für die Wirksamkeit eines im Umlaufver-
fahren schriftlich gefaßten Beschlusses das Er-
fordernis der Einstimmigkeit zugunsten einer 
Mehrheit von mehr als Dreiviertel der stimm-
berechtigten Wohnungseigentümer aufgegeben 
wird. Bei einer schriftlichen Beschlußfassung 
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entfällt jedoch grundsätzlich die in der Woh-
nungseigentümerversammlung gegebene Mög-
lichkeit, daß ein Wohnungseigentümer vor der 
Beschlußfassung seine Auffassung den anderen 
Wohnungseigentümern darlegt, um eine Mehr-
heit hierfür zu finden. Es erscheint daher ge-
rechtfertigt, vom schriftlichen Beschlußverfah-
ren bestimmte Gegenstände, denen besondere 
Bedeutung für die Gemeinschaft insgesamt 
oder die Rechtsstellung des einzelnen Woh-
nungseigentümers zukommt, auszunehmen. 
Von der schriftlichen Beschlußfassung sind da-
her Beschlüsse über Vereinbarungen, di e  von 
der gesetzlichen Regelung des Verhältnisses 
der Wohnungseigentümer untereinander abwei-
chen oder diese ergänzen sowie deren Ände-
rung ausdrücklich ausgeschlossen (vgl. den 
neuen § 10 Abs. 2), desgleichen Beschlüsse über 
die Ersetzung der Zustimmung bei Veräuße-
rungsbeschränkungen (vgl. den neuen § 12 
Abs. 3) und Nutzungsbeschränkungen (vgl. den 
neuen § 13 Abs. 2) sowie Beschlüsse über die 
Entziehung des Wohnungseigentums (vgl. den 
neuen § 18 Abs. 3).. Eine weitergehende gegen-
ständliche Einschränkung ist nicht geboten. Bei 
der schriftlichen Abstimmung sind mehr als 
dreiviertel der Gesamtstimmen erforderlich, 
während bei der Abstimmung in der Versamm-
lung grundsätzlich die einfache Mehrheit ge-
nügt, und zwar nur die einfache Mehrheit der 
in der Versammlung vertretenen Stimmen, das 
ist in der Regel weniger als die Hälfte der Ge-
samtstimmen. Das schriftliche Beschlußverfah-
ren ist damit gegenüber der Abstimmung in der 
Versammlung wesentlich erschwert. Es kommt 
daher nur in Fällen in Betracht, wo mit einer 
großen Mehrheit gerechnet werden kann. Es ist 
wegen der mit ihm verbundenen Erschwerun-
gen auch nicht geeignet, die Versammlung 
überflüssig zu machen. 

Im übrigen gilt für die Beschlußfassung im 
schriftlichen Verfahren § 25, der allerdings 
abdingbar ist, wie der neue § 23 Abs. 3 selbst. 
Im Hinblick auf die den Wohnungseigentümern 
mit der Neufassung des § 10 Abs. 2 eingeräum-
te erleichterte Abänderbarkeit von Gemein-
schaftsregelungen des Grundstückseigentümers 
in der Teilungserklärung oder von Vereinba-
rungen der Wohnungseigentümer kann dies 
hingenommen werden.. 

Die Fiktion im letzten Satz des neuen § 23 
Abs. 3 legt den Zeitpunkt für den Beginn der 
Frist des Absatzes 4 Satz 2 fest, wobei auf die 
Absendung und nicht auf den Zugang abge-
stellt wird, damit der Fristbeginn zuverlässig 
und auf möglichst einfache Weise über den 
Verwalter festgestellt werden kann, was im In-
teresse der Rechtssicherheit notwendig ist. 

Im Hinblick darauf, daß für eine wirksame 
schriftliche Beschlußfassung künftig eine quali-
fizierte Mehrheit ausreicht, ist es zur Wahrung 
der Rechte der einzelnen Wohnungseigentü-
mer, aber auch im Interesse der Rechtssicher-
heit notwendig, das Verfahren an bestimmte 
formale Voraussetzungen zu knüpfen. Dazu ge

-

hört, daß der Vorschlag nur vom Verwalter 
ausgehen kann, der ihn allen Wohnungseigen-
tümern zu unterbreiten hat, dem gegenüber die 
Zustimmung schriftlich zu erklären ist und der 
die Wirksamkeit des Beschlusses durch Unter-
richtung der Wohnungseigentümer herbeizu-
führen hat. Dies schließt nicht aus, daß Be-
schlußvorschläge aus der Mitte der Wohnungs-
eigentümer kommen; die formale Einleitung 
und Durchführung des Verfahrens kann aber 
auch in solchen Fällen nur der Verwalter vor-
nehmen. Da' die Möglichkeit einer Beschlußfas-
sung in der Wohnungseigentümerversammlung 
unberührt bleibt, erscheint es nicht notwendig, 
den Wohnungseigentümern die Möglichkeit an 
die Hand zu geben, den Verwalter ebenso wie 
zur Einberufung der Wohnungseigentümerver-
sammlung auch zur Ingangsetzung des schrift-
lichen Beschlußverfahrens gegebenenfalls 
durch Gerichtsbeschluß anzuhalten (vgl. § 24 
Abs. 2, 3). Hierbei ist auch zu beachten, daß 
das schriftliche Beschlußverfahren insbesonde-
re die Tätigkeit des Verwalters erleichtert, also 
dessen Interessen dient. 

Die vorgesehene Monatsfrist, binnen der einem 
Vorschlag nur zugestimmt werden kann, stellt 
sicher, daß die Frage, ob ein Vorschlag ange-
nommen wird oder nicht, nicht über einen unan-
gemessen langen Zeitraum offenbleibt. Für den 
Fristbeginn wird aus denselben Gründen auf 
die Absendung des Beschlußvorschlags und 
nicht auf den Zugang abgestellt wie im Rah-
men des letzten Satzes des neuen § 23 Abs. 3. 

Ein Bedürfnis dafür, die bisherige Form der 
einstimmigen schriftlichen Beschlußfassung, 
die auch von einem Wohnungseigentümer aus-
gehen konnte, neben der Neuregelung beizube-
halten, besteht nicht. Diese Art der Beschluß-
fassung kommt nämlich praktisch nur bei klei

-

nen Gemeinschaften in Betracht, bei denen die 
Beschlußfassung, sofern nicht der Weg des 
neuen § 23 Abs. 3 gegangen wird, in einer 
Wohnungseigentümerversammlung auf keine 
besonderen Schwierigkeiten stößt. 

10. Zu Nummer 10 (Änderung des § 24 Abs. 2) 

Durch die Neuregelung in den §§ 12, 13 kann 
ein Wohnungseigentümer, wenn ihm die nach 
der Vereinbarung der Wohnungseigentümer 
zur Veräußerung des Wohnungseigentums oder 
zu einer bestimmten Art von Nutzung des Son-
dereigentums erforderliche Zustimmung ver-
sagt wird, hiergegen den Rechtsweg zu den Ge-
richten erst beschreiten, wenn er vorher erfolg-
los die Wohnungseigentümer angerufen hat. 
Damit ihm der Rechtsweg nicht dadurch be-
schnitten werden kann, daß die Wohnungsei-
gentümer keine oder jedenfalls in angemesse-
ner Zeit keine Entscheidung treffen, ist in dem 
neuen § 12 Abs. 3 Satz 5 in unabdingbarer Wei-
se bestimmt, daß der Verwalter binnen eines 
Monats eine Entscheidung der Wohnungsei-
gentümer herbeizuführen hat. Da die Entschei-
dung der Wohnungseigentümer wegen des 
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Ausschlusses des schriftlichen Beschlußverfah-
rens in dem neuen § 12 Abs. 3 nur in der Ver-
sammlung getroffen werden kann, ist ergän-
zend die Verpflichtung des Verwalters festzu-
legen, innerhalb der Monatsfrist eine Ver-
sammlung einzuberufen. Dies geschieht da-
durch, daß in § 24 Abs. 2, der die Fälle aufzählt, 
in denen der Verwalter eine Versammlung ein-
berufen muß, der Fall des neuen § 12 Abs. 3 
Satz 5 einbezogen wird. Der Wohnungseigentü-
mer, dem die erforderliche Zustimmung zur 
Veräußerung versagt wird, hat somit unbescha-
det der Möglichkeit einer Einberufung der Ver

-

sammlung gemäß § 24 Abs. 3 einen gerichtlich 
verfolgbaren Anspruch (vgl. § 43 .Abs. 1 Nr. 2) 
darauf, daß binnen eines Monats nach Eingang 
seines Ersetzungsverlangens beim Verwalter 
von diesem eine Entscheidung der Wohnungs-
eigentümer über das Verlangen herbeigeführt 
wird. Dies gilt wegen der Verweisung in dem 
neuen § 13 Abs. 2 auf die neuen Vorschriften 
des § 12 Abs. 3, 4 nicht nur dann, wenn die Zu-
stimmung zu einer beabsichtigten Veräußerung 
versagt wird, sondern auch bei Versagung der 
zu einer bestimmten Art der Nutzung des  Son-
dereigentums erforderlichen Zustimmung. 

11. Zu Nummer 11 (Änderung des § 25) 

Auch durch die Neufassung, des bisherigen § 25 
Abs. 3 (nunmehr: § 25 Abs. 2) wird die Be-
schlußfassung — vor allem bei Großgemein-
schaften — erleichtert. 

Die bisherige Regelung in § 25 Abs. 3, 4 wo-
nach eine Wohnungseigentümerversammlung 
nur dann beschlußfähig war, wenn die erschie-
nenen stimmberechtigten Wohnungseigentümer 
mehr als die Hälfte der Miteigentumsanteile 
vertraten, und im Falle der danach gegebenen 
Beschlußunfähigkeit eine weitere Versamm-
lung einberufen werden mußte, die ohne Rück-
sicht auf die Höhe der vertretenen Anteile be-
schlußfähig war, führte insbesondere bei gro-
ßen Gemeinschaften dazu, daß in aller Regel 
die zunächst einberufene Versammlung be

-

schlußunfähig war. Dies hatte zur Folge, daß in 
der Regel Mehrheitsbeschlüsse mit Wirkung 
für und gegen alle Wohnungseigentümer (vgl. 
§ 10 Abs. 4) nur in der zweiten Versammlung 

und damit grundsätzlich auch von einer nicht 
repräsentativen Zahl von Wohnungseigentü-
mern gefaßt werden konnten, was gerade ver-
hindert werden sollte. 

Die Neuregelung trägt dieser Entwicklung 
Rechnung und verzichtet künftig von vornher-
ein darauf, bestimmte Voraussetzungen für die 
Beschlußfähigkeit der Versammlung vorzu-
schreiben. Damit wird, ohne im Ergebnis an der 
Sache etwas zu ändern, das Verfahren der Be

-

schlußfassung erleichtert, weil die zweimalige 
Einberufung einer Versammlung überflüssig 
wird. Der Verzicht auf allgemeine Vorausset-
zungen für die Beschlußfähigkeit einer Ver-
sammlung ist insbesondere deshalb gerechtfer-
tigt, weil durch das vorliegende Änderungsge

-

setz über Gegenstände von besonderer Bedeu-
tung in unabdingbarer Weise nur mit einer be-
stimmten Mehrheit der stimmberechtigten 
Wohnungseigentümer, bezogen auf die Gesamt-
zahl der Wohnungseigentümer und nicht auf 
die in der Versammlung. Erschienenen, ent-
schieden werden kann (vgl. § 10 Abs. 2, § 12 
Abs. 3, § 13 Abs. 2, § 18 Abs. 3, jeweils in. der 
Neufassung durch das vorliegende Änderungs-
gesetz). Im Hinblick .darauf ist ès auch nicht 
notwendig, die Abdingbarkeit des nach dem 
bisherigen § 25 Abs. 2 (nunmehr: § 25 Abs. 1) 
für den Umfang des Stimmrechts maßgebenden 
Kopfprinzips auszuschließen. Durch die Mög-
lichkeit, im Wege der Vereinbarung unter Ab-
weichung von  (dem künftigen) § 25 Abs. 1 auf 
einzelne Wohnungseigentümer eine unverhält-
nismäßig große Zahl von Stimmen zu vereini-
gen, wird die Gefahr, daß die Mehrheit der 
Wohnungseigentümer durch ,,,Mehrheitsbe-
schluß" einer kleinen Minderheit gebunden 
wird, im Grundsatz zwar verschärft. Gleich-
wohl bedarf es aber einer Einschränkung der 
freien Abänderbarkeit des neuen § 25 Abs. 1 
nicht. Wird nämlich, etwa in der Teilungser-
klärung, in einer Weise von dem gesetzlichen 
Kopfprinzip abgewichen, die sich für die Mehr-
heit der Wohnungseigentümer als unbillig dar-
stellt, so steht es den Wohnungseigentümern 
künftig frei, sie im Rahmen des neuen § 10 
Abs. 2 abzuändern. Da im übrigen bei den we-
sentlichen Abstimmungsvorgängen das Kopf-
prinzip des neuen § 25 Abs. 1 unabdingbar ist 
und auch die Neuregelung des neuen § 25 
Abs. 2 nicht gilt, kann es den Wohnungseigen-
tümern unbedenklich überlassen bleiben, den 
Umfang des Stimmrechts der einzelnen Woh-
nungseigentümer bei der Abstimmung über die 
verbleibenden Abstimmungsgegenstände nach 
ihrem Gutdünken festzulegen. 

Die übrigen Änderungen im Rahmen des § 25 
haben nur redaktionellen Charakter. Da die 
Wohnungseigentümer im Hinblick auf den neu-
en § 10 Abs. 2 künftig in allen Angelegenheiten 
durch Stimmenmehrheit beschließen, ist der 
bisherige § 25 Abs. 1 entbehrlich. Der bisherige 
§ 25 Abs. 4 ist im Hinblick auf die Neufassung 
des bisherigen § 25 Abs. 3 (nunmehr: § 25 
Abs. 2) überflüssig. 

12. Zu Nummer 12 (Änderung des § 27 Abs. 4) 

Nach § 27 Abs. 4 Satz 1 in seiner bisherigen 
Fassung ist der Verwalter verpflichtet, Gelder 
der Wohnungseigentümer von seinem Vermö-
gen gesondert zu halten. Bargeld. der Woh-
nungseigentümer darf er danach nicht mit sei-
nen eigenen Mitteln vermischen (vgl. § 948 
BGB). Er muß es vielmehr hiervon getrennt 
aufbewahren oder auf einem Ander- oder 
Fremdkonto (Treuhandkonto) bei einem Kredit-
institut anlegen. 

Die Bestimmung dient der Sicherheit des Ver

-

waltungsvermögens der Wohnungseigentümer

-

gemeinschaft insofern, als sie es für den Fall, 
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daß der Verwalter in Vermögensverfall gerät, 
dem Zugriff seiner Gläubiger entzieht. Diesen 
Zweck erreichte die Vorschrift bisher jedoch 
nur unvollkommen. Zum einen schließt es näm-
lich jedenfalls der Wortlaut der Bestimmung 
nicht aus, daß der Verwalter die gemeinschaft-
lichen Gelder der Wohnungseigentümer zwar 
von seinen eigenen, nicht aber von den  Gel

-

dern Dritter, etwa weiterer Wohnungseigentü-
mergemeinschaften, deren Verwalter er eben-
falls ist, gesondert hält. Zum anderen unterliegt 
die Bestimmung dem Grundsatz der Abdingbar-
keit (§ 10 Abs. 1 Satz 2). 

Durch die Ergänzung des § 27 Abs. 4 Satz 1 
wird der Verwalter verpflichtet, die Gelder der 
Wohnungseigentümer künftig nicht nur von 
seinem, sondern auch von dem Vermögen Drit-
ter gesondert zu halten. Darüber hinaus wird 
sichergestellt, daß von der ergänzten Vor-
schrift des § 27 Abs. 4 Satz 1 durch Vereinba-
rung der Wohnungseigentümer nicht abgewi-
chen werden kann. Die Einfügung eines ent-
sprechenden Satzes 2 in' § 27 Abs. 4 macht  eine 
redaktionelle Anpassung des folgenden Sat-
zes 3 (bisher: Satz 2) erforderlich. 

13. Zu Nummer 13 (Änderung des § 35) 

Nach § 35 kann als Inhalt des Dauerwohn-
rechts vereinbart werden, daß die Veräußerung 
des Dauerwohnrechts der Zustimmung des Ei-
gentümers oder eines Dritten bedarf. Durch die 
Änderung wird die bisherige allgemeine Ver-
weisung auf § 12 im Hinblick auf die Einfügung 
der neuen Vorschriften des § 12 Abs. 3, 4 ein-
geschränkt. Die Neuregelung im Rahmen des 
§ 12, wonach die zur Veräußerung etwa erfor-
derliche Zustimmung durch die Wohnungsei-
gentümerversammlung ersetzt werden kann, 
kann beim Dauerwohnrecht ebensowenig ent-
sprechend angewendet werden wie § 12 Abs. 1. 
Im Rahmen des § 35 können vielmehr nur die 
Vorschriften des § 12 Abs. 2, 5 entsprechende 
Anwendung finden. 

14. Zu Nummer 14 (Änderung des § 43) 

Die Wohnungseigentümer sind gemäß § 16 
Abs. 2 verpflichtet, die Lasten des gemein-
schaftlichen Eigentums und die Kosten der In-
standhaltung, Instandsetzung, sonstigen Ver-
waltung . und eines gemeinschaftlichen Ge-
brauchs des gemeinschaftlichen Eigentums an-
teilig zu tragen. Die danach von den Woh-
nungseigentümern geschuldeten Beiträge, übli-
cherweise als „Wohngeld" bezeichnet, sind 
vom Verwalter einzuziehen (§ 27 Abs. 2 Nr. 1, 
2). Werden sie nicht freiwillig bezahlt, so sind 
sie gerichtlich im Verfahren der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit geltend zu machen (§ 43 
Abs. 1) . 

Die ganz überwiegende Zahl der gerichtlichen 
Verfahren nach dem Wohnungseigentumsge

-

setz insgesamt betrifft solche Zahlungsansprü

-

che der Wohnungseigentümergemeinschaft auf 
Wohngeld gemäß § 16 Abs. 2 gegen einzelne 
Wohnungseigentümer. Hierfür eignet sich je-
doch nach den Erfahrungen der Praxis das Ver-
fahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit nicht, 
das weder ein Mahnverfahren noch den Regeln 
der Zivilprozeßordnung vergleichbare Vor-
schriften über das Säumnis- und Anerkenntnis

-

verfahren noch die vorläufige Vollstreckbar-
keit und die Beweislast kennt. Durch die Er-
gänzung in § 43 Abs. 1 Nr. 1 werden diese An-
sprüche in das streitige Verfahren verwiesen, 
das eine zügige, der Art der in Betracht kom-
menden Ansprüche angemessene und damit 
sachgerechtere Abwicklung ermöglicht als das 
Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
Durch das Abstellen auf Zahlungsansprüche 
wird verhindert, daß sonstige sich aus § 16 
Abs. 2 etwa ergebende Rechtsstreitigkeiten, die 
nicht auf die Zahlung eines bestimmten Geld-
betrages gerichtet sind, erfaßt werden. 

Die Neuregelung hat zur Folge, daß im Einzel-
fall im streitigen Verfahren auch über Rechts-
verhältnisse zu entscheiden ist, über die nach 
§ 43 Abs. 1 an sich im Verfahren der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit zu befinden ist. Dies ist 
aber ausschließlich insoweit möglich, als das 
Bestehen oder Nichtbestehen eines Zahlungs-
anspruchs, der allein im streitigen Verfahren 
geltend gemacht werden kann, von der vorhe-
rigen Klärung eines solchen Rechtsverhältnis-
ses abhängig ist, dieses also für die Entschei-
dung über den anhängigen Zahlungsanspruch 
vorgreiflich ist, und eine Aussetzung des strei-
tigen Verfahrens gemäß § 46 Abs. 2 nicht in Be-
tracht kommt. Die materielle Rechtskraft der 
Entscheidung erstreckt sich dabei jedoch nicht 
auf die Beurteilung des vorgreiflichen Rechts-
verhältnisses (vgl. § 322 ZPO). Dieses kann im 
streitigen Verfahren auch nicht selbständig zur 
Entscheidung gestellt werden, etwa in der 
Form einer Feststellungswiderklage oder einer 
Zwischenfeststellungsklage gemäß § 280 ZPO. 
In einem solchen Fall müßte die Sache inso-
weit nach § 46 Abs. 1 an das nach § 43 Abs. 1 
zuständige Amtsgericht zur Erledigung im Ver-
fahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit abgege-
ben werden. 

In diesem Zusammenhang ist zu berücksichti-
gen, daß von der Änderung in aller Regel nur 
die gerichtliche Geltendmachung von Vor-
schußleistungen auf das geschuldete Wohngeld 
entsprechend dem beschlossenen Wirtschafts-
plan betroffen ist. Nach den — allerdings ab

-

dingbaren — Regelungen des Gesetzes enthält 
der Wirtschaftsplan, über den die Wohnungsei-
gentümer durch Stimmenmehrheit beschließen, 
u. a. die anteilmäßige Verpflichtung der Woh-
nungseigentümer zur Lasten- und Kostentra-
gung; die Wohnungseigentümer sind verpflich-
tet, nach Abruf durch den Verwalter entspre-
chende Vorschüsse zu leisten (§ 28 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 2, Abs. 2, 5). Einwendungen gegen 
den geforderten Vorschuß auf das geschuldete 
Wohngeld können daher in der Regel nur da- 
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mit begründet werden, daß der Beschluß der 
Wohnungseigentümer über den Wirtschafts-
plan ungültig ist. Das gleiche gilt im Ergebnis 
auch für den auf Grund der Abrechnung gefor-
derten Wohngeldbetrag, weil auch über die 
Abrechnung von den Wohnungseigentümern 
zu beschließen ist (§ 28 Abs. 3, 5). Da ein Be-
schluß der Wohnungseigentümer nur dann un-
gültig ist, wenn er gemäß § 43 Abs. 1 Nr. 4 für 
ungültig erklärt wird, und der Antrag auf eine 
solche Entscheidung grundsätzlich nur binnen 
eines Monats seit der Beschlußfassung gestellt 
werden kann (§ 23 Abs. 4), kann diese Frage im 
streitigen Verfahren ohne Schwierigkeiten und 
ohne dem Richter der freiwilligen Gerichtsbar-
keit vorzugreifen geklärt werden. Im streitigen 
Verfahren wird daher nur in Ausnahmefällen 
auch über Rechtsverhältnisse zu entscheiden 
sein, über die nach § 43 Abs. 1 an sich im Ver-
fahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu be-
finden ist. 

15. Zu Nummer 15 (Änderung des § 44 Abs. 1) 

Nach § 44 Abs. 1 soll der Richter mit den Be-
teiligten in der Regel mündlich verhandeln und 
hierbei darauf hinwirken, daß sie sich gütlich 
einigen. Die mündliche Verhandlung kann au-
ßer dem Versuch einer gütlichen Einigung 
auch einer weiteren Sachaufklärung oder der 
Erforschung der dem Interesse der Wohnungs-
eigentümer am ehesten entsprechenden richter-
lichen Gestaltung ihrer rechtlichen Beziehun-
gen dienen. Das schriftliche Verfahren stellt 
daher die Ausnahme dar. 

Bei großen Gemeinschaften ist es in der Regel 
von vorneherein ausgeschlossen, daß die mit 
dem Grundsatz der mündlichen Verhandlung 
verfolgten Ziele erreicht werden. Nach § 43 
Abs. 4 sind an dem gerichtlichen Verfahren 
grundsätzlich sämtliche Wohnungseigentümer 
beteiligt. Selbst wenn man davon ausgeht, daß 
sich erfahrungsgemäß ein Teil der Wohnungs-
eigentümer von anderen vertreten läßt, kann 
die Zahl der in der mündlichen Verhandlung 
auftretenden Wohnungseigentümer so groß 
sein, daß eine sinnvolle mündliche Verhand-
lung aller Beteiligten mit dem Richter' prak-
tisch ausgeschlossen ist. Durch die Ergänzung 
des § 44 Abs. 1 wird klargestellt, daß der Rich-
ter in solchen Fällen nach pflichtgemäßem Er-
messen von dem Grundsatz der mündlichen 
Verhandlung abgehen und das Verfahren 
schriftlich abwickeln kann. 

16. Zu Nummer 16 (Neufassung des § 51) 

Entsprechend der Änderung des § 43 Abs. 1 
sind künftig Wohngeldansprüche im streitigen 
Verfahren geltend zu machen. Durch die Neu-
fassung des § 51 wird hierfür die sachliche und 
örtliche Zuständigkeit des Amtsgerichts be-
gründet, in dessen Bezirk das Grundstück liegt. 
Die Regelung schließt sich an den ,bisherigen 
§ 51 an. Für sie sind die gleichen Überlegungen 

maßgebend wie dort: über Wohngeldansprüche 
ist im Hinblick auf ihre Bedeutung für das 
Funktionieren der Wohnungseigentümerge-
meinschaft möglichst rasch zu entscheiden; 
eine baldige abschließende Entscheidung könn-
te aber bei mehr als höchstens zwei Rechtszü-
gen im Einzelfall in Frage gestellt sein. Im üb-
rigen handelt es sich bei der Verurteilung zur 
Zahlung rückständigen Wohngeldes in aller 
Regel um einen verhältnismäßig unbedeuten-
den Eingriff in die Rechtsstellung des betroffe-
nen Wohnungseigentümers, was den Verzicht 
auf eine dritte Instanz rechtfertigt. Dem Wohn-
geld kommt schließlich vergleichbare Bedeu-
tung zu wie dem Mietzins; für Mietstreitigkei-
ten ist ebenfalls die Zuständigkeit des Amtsge-
richts gegeben (vgl. § 23 Nr. 2 Buchstabe a 
GVG). 

Die Zuständigkeit des Amtsgerichts ist im übri-
gen wie die in dem bisherigen § 51 begründete 
amtsgerichtliche Zuständigkeit keine aus-
schließliche; sie unterliegt damit sowohl in ört-
licher als auch in sachlicher Hinsicht der Ver-
einbarung der Prozeßparteien, soweit eine sol-
che nach den allgemeinen Vorschriften zuläs-
sig ist. 

II. Zu Artikel 2 (Übergangs- und Schlußvorschriften) 

1. Zu 1 

Die Vorschriften des Änderungsgesetzes gelten 
grundsätzlich auch für bereits bestehende Woh-
nungseigentumsgemeinschaften (vgl. Absatz 5). 
Es  gäbe keine Rechtfertigung dafür, die Woh-
nungseigentümer solcher Gemeinschaften von 
den Verbesserungen ihrer Rechtsstellung durch 
das vorliegende Änderungsgesetz auszuschlie-
ßen. 

Allerdings kann die Vorschrift über die Begren-
zung der Größe von Wohnungseigentumsge-
meinschaften (vgl. Artikel 1 Nr. 1) nur für künf-
tig begründete Wohnungseigentumsgemein-
schaften gelten (vgl. Absatz 1). Abgesehen von 
den damit verbundenen rechtlichen sowie orga-
nisatorischen und technischen Schwierigkeiten 
wäre eine von Gesetzes wegen verordnete nach-
trägliche Teilung von Wohnungseigentumsanla-
gen von mehr als hundert Miteigentumsanteilen 
an dem gemeinschaftlichen Eigentum in zwei 
oder mehr selbständige Gemeinschaften mit der 
Eigentumsgarantie des Artikels 14 GG nicht ver-
einbar. Die Größenbegrenzung gilt daher erst 
für Wohnungseigentum, das nach dem Inkraft-
treten dieses Änderungsgesetzes zur Eintragung 
im Grundbuch beantragt wird. 

Auch § 12 Abs. 3 in der Fassung des Artikels 1 
Nr. 5 kann nicht uneingeschränkt auch auf Ge-
meinschaften, die bei Inkrafttreten des Ände-
rungsgesetzes bereits bestehen, angewendet 
werden. Eine als Inhalt des Sondereigentums 
vereinbarte Veräußerungsbeschränkung, wo- 
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nach der Wohnungseigentümer zur Veräuße-
rung seines Wohnungseigentums der Zustim-
mung eines Dritten bedarf 4§ 12 Abs. 1), kann im 
Einzelfall ein vermögenswertes, nach Artikel 14 
GG geschütztes Recht des Dritten beinhalten. 
Unter diesem Gesichtspunkt bestünden verfas-
sungsrechtliche Bedenken gegen eine gesetzli-
che Regelung, die es der Wohnungseigentümer-
gemeinschaft ermöglicht, ein schon vor dem In-
krafttreten des Gesetzes entstandenes Zustim-
mungsrecht des Dritten, der nicht Verwalter ist, 
zu beseitigen, zumal dies grundsätzlich sogar 
dann möglich wäre, wenn sich der Dritte wegen 
der Versagung seiner Zustimmung auf einen 
wichtigen Grund beruft. Die gleichen Bedenken 
bestehen dagegen nicht, soweit die Veräußerung 
der Zustimmung eines anderen Wohnungseigen-
tümers oder des Verwalters bedarf. Für den 
Verwalter folgt dies aus seiner insoweit schwä-
cheren, nur von den Wohnungseigentümern ab-
geleiteten Rechtsstellung, die grundsätzlich 
nicht über die Rechte hinausgeht, die die Woh-
nungseigentümer auch selbst ausüben können. 
Hinsichtlich der Wohnungseigentümer greifen 
die erwähnten Bedenken wegen ihres gemein-
schaftsbezogenen Verhältnisses zueinander 
nicht durch, das sie grundsätzlich von der 
Rechtsstellung des an diesem nicht teilhabenden 
Dritten unterscheidet. 

Ferner findet § 12 Abs. 4 in der Fassung des Ar

-

tikels 1 Nr. 5 keine Anwendung, wenn eine zur 

Veräußerung des Wohnungseigentums oder zu 
einer bestimmten Art der Nutzung des Sonderei-
gentums etwa erforderliche Zustimmung vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes versagt wor-
den ist und deswegen beim Inkrafttreten des Ge-
setzes ein Rechtsstreit anhängig ist (vgl. Absatz 
3). Diese Einschränkung erscheint deshalb gebo-
ten, weil sonst die Abwicklung bei Inkrafttreten 
des Gesetzes anhängiger gerichtlicher Verfahren 
gegen die Versagung der Zustimmung in Frage 
gestellt wäre. 

Schließlich erfaßt die Änderung des § 43 Abs. 1 
in Artikel 1 Nr. 14 nicht bei dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes bereits anhängige gerichtliche 
Verfahren, die die Geltendmachung von Wohn-
geldansprüchen zum Gegenstand haben. Diese 
sind im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbar-
keit abzuwickeln. Die Verweisung solcher 
Rechtsstreitigkeiten in das streitige Verfahren 
betrifft zweckmäßigerweise erst nach dem In-
krafttreten des Gesetzes anhängig werdende 
Verfahren (vgl. Absatz 4). 

2. Zu § 2 

§ 2 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

3. Zu § 3 

§ 3 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 

Stellungnahme der Bundesregierung 

Die Bundesregierung stimmt mit der Zielsetzung 
des Gesetzentwurfs überein, die Rechtsstellung der 
Wohnungseigentümer zu verbessern. Das Woh-
nungseigentumsgesetz hat sich zwar in der Vergan-
genheit in seiner Grundkonzeption bewährt und 
wesentlich dazu beigetragen, Eigentum in der Hand 
breiter Bevölkerungsschichten zu bilden. Die Bun-
desregierung ist aber mit dem Bundesrat der Auf-
fassung, daß das Gesetz darauf überprüft werden 
sollte, inwieweit in der Praxis aufgetretene Fehl-
entwicklungen zu einer gezielten Novellierung des 
Gesetzes Anlaß geben. Dies gilt um so mehr, als 
das Rechtsinstitut des Wohnungseigentums auch in 
der Zukunft aller Voraussicht nach eine hervorra-
gende Bedeutung bei der Bewältigung vermögens-
politischer und städtebaulicher Aufgaben haben 
wird. Ziel aller Überlegungen muß es sein, die 
Wohnungseigentümer davor zu schützen, daß ihre 
Rechte in der Praxis durch rechtsgeschäftliche Be-
stimmungen in sachwidriger Weise beschränkt 
werden, die Entschließungsfreiheit der Wohnungs-
eigentümer hinsichtlich ihres Eigentums soweit wie 
möglich zu gewährleisten und grundsätzlich nur die 
rechtsgeschäftlichen Beschränkungen ihrer indivi-
duellen Eigentümerrechte zuzulassen, die sich aus 
den Rechten der anderen Miteigentümer ergeben 
und einer angemessenen Regelung des Gemein-
schaftsverhältnisses der Wohnungseigentümer die-
nen. 

Diese Übereinstimmung in der grundsätzlichen 
Zielsetzung schließt nicht aus, daß nach Auffassung 
der Bundesregierung die Vorschläge des Bundesra-
tes in ihrer konkreten Ausgestaltung noch nicht 
allgemein gebilligt werden können. Einige dieser 
Vorschläge greifen tief in das geltende Wohnungs-
eigentumsrecht ein und erscheinen bisher nicht als 
ausdiskutiert. Es bestehen hier — gerade auch un-
ter Zugrundelegung der Zielsetzung, die Rechtsstel-
lung der Wohnungseigentümer zu verbessern — ei-
nige rechtliche und wirtschaftliche Bedenken, die 
noch eine sehr eingehende Prüfung erforderlich ma-
chen, ob nicht andere Lösungsmöglichkeiten vorzu-
ziehen sind und ob nicht auf die eine oder andere 
der vom Bundesrat vorgeschlagenen Regelungen 
gegenwärtig besser verzichtet werden sollte. Eine 
abschließende Beurteilung wird nicht ohne nähere 
Diskussion auch mit den am Wohnungseigentum 
interessierten Fach- und Wirtschaftskreisen vorge-
nommen werden können. Die Bundesregierung wird 
sich bemühen, eine solche Diskussion zu fördern. 
Sie hat in Aussicht genommen, selbst einen Gesetz-
entwurf, der insbesondere auch Alternativen zu 
von ihr für bedenklich angesehenen Vorschlägen 
des Bundesrates enthält, vorzulegen, sobald der 
Stand der Erörterungen dies zuläßt. 

Mit dieser Maßgabe nimmt die Bundesregierung zu 
den einzelnen Bestimmungen des Entwurfs wie 
folgt Stellung: 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Die dem Entwurf zugrundeliegende Auffassung, daß 
übergroße Wohnungseigentümergemeinschaften für 
die Beteiligten nicht unerhebliche Probleme mit 
sich bringen können und daß in solchen Gemein-
schaften die Ausübung der Eigentümerrechte schon 
aus tatsächlichen Gründen mit Erschwernissen ver-
bunden ist, trifft zu. 

Der Vorschlag des Bundesrates, hier dadurch Ab-
hilfe zu schaffen, daß die Begründung von Woh-
nungseigentum durch Schaffung von mehr als 100 
Miteigentumsanteilen an dem gemeinschaftlichen 
Eigentum ausgeschlossen wird, begegnet jedoch Be-
denken. 

Die Regelung des Entwurfs würde nur für die Zu-
kunft die Errichtung übergroßer Wohnungseigen-
tumsanlagen verhindern. Bestehende Wohnungsei-
gentümergemeinschaften erfaßt sie nicht und kann 
sie ihrer Art nach auch nicht erfassen. Die Wir-
kung der Vorschrift wäre somit begrenzt. Ob eine 
Regelung allein für die künftigen Fälle überhaupt 
erforderlich ist, kann auch bezweifelt werden, 
wenn — wie in der Begründung zu Artikel 1 Nr. 1 
des Entwurfs ausgeführt ist — Großanlagen wegen 
der mit ihnen verbundenen Nachteile heute von der 
Nachfrageseite her abgelehnt werden. 

Eine sinnvolle Abgrenzung zwischen zulässigen 
und unzulässigen Wohnungseigentumsanlagen nach 
der Zahl der Miteigentumsanteile ist nur schwer 
möglich. Auch die im Entwurf angesetzte Zahl von 
genau 100 -  Miteigentumsanteilen läßt sich nicht 
überzeugend begründen. Von welcher Größe ab die 
Wohnanlagen für die Eigentümer mit übermäßigen 
Nachteilen verbunden sind, hängt wesentlich auch 
von der Zusammensetzung der jeweiligen Woh-
nungseigentümergemeinschaft und der Ausgestal-
tung der Regelungen in der Teilungserklärung ab. 
Eine Wohnungseigentümergemeinschaft mit 120 
Miteigentumsanteilen, die sich auf 60 Wohnungen 
und 60 jeweils im Eigentum von Wohnungseigentü-
mern stehende Garagenstellplätze verteilen, kann 
z. B. für die Eigentümer günstiger sein als eine an-
dere Anlage von insgesamt 99 Miteigentumsantei-
len, die aus Wohnungen und Gewerberäumen be-
steht. 

Durch die Begrenzung von Wohnanlagen auf starre 
Größen würde unter Umständen auch städtebauli-
chen Erfordernissen nicht sachgerecht Rechnung 
getragen werden können; denn aus städtebaulichen 
Gründen kann es sinnvoll oder sogar erforderlich 
sein, an bestimmten Standorten im Siedlungsgefüge 
größere Wohnanlagen zu errichten. Die vorgesehe-
ne Regelung würde aber die rechtlichen und wirt-
schaftlichen Gestaltungsmöglichkeiten unangemes-
sen einschränken, wenn solche Anlagen als Miet-
wohnungen errichtet werden müßten. Insoweit 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/161  

könnte die vorgeschlagene Regelung sogar der im 
Bundesbaugesetz enthaltenen Reprivatisierungs-
pflicht zuwiderlaufen. Im Interesse wirtschaftlich 
zweckmäßiger Gestaltung kann eine Anlage mit 
mehr als 100 Miteigentumsanteilen schließlich auch 
bei mehreren selbständigen Gebäuden Vorteile ha-
ben, wenn für diese gemeinschaftliche Einrichtung, 
wie z. B. eine zentrale Heizungsanlage, ein Kinder-
spielplatz, ein Schwimmbad, eine Tiefgarage beste-
hen. Andere rechtliche Gestaltungen, mit denen die 
Nutzungsmöglichkeit aller Wohnungseigentümer 
bei solchen Gemeinschaftseinrichtungen gesichert 
werden sollen, sind u. U. nicht unproblematisch, je-
denfalls aber häufig kompliziert und gewährleisten 
vielfach eine unmittelbare Mitbestimmung der 
Wohnungseigentümer über die in Betracht kom-
menden Anlagen nur begrenzt oder in weit geringe-
rem Maße, als dies bei einer Ausgestaltung im Rah-
men des Wohnungseigentumsgesetzes der Fall 
wäre. 

Die Regelung des Entwurfs kann dazu führen, daß 
in manchen Fällen auf Rechtsformen ausgewichen 
wird, die für die Erwerber solcher Wohnungen 
rechtlich und wirtschaftlich ungünstiger sind als 
Wohnungseigentum. Soweit die Zahl von 100 Mitei-
gentumsanteilen nur durch jeweils besondere Mit-
eigentumsanteile für Garagenstellplätze überschrit-
ten würde, wäre auch die Wiederaufnahme einer 
bereits früher einmal zu beobachtenden Praxis zu 
befürchten, daß für die Garage insgesamt ein ein-
heitliches Teileigentum begründet wird, das dann 
seinerseits den Beteiligten in Miteigentum zusteht. 
Das wäre u. U. nicht nur für die Wohnungseigentü-
mer ungünstiger, sondern würde auch zu Erschwer-
nissen für das Grundbuchverfahren führen, denen 
durch die Einfügung des § 3 Abs. 2 Satz 2 in das 
Wohnungseigentumsgesetz durch das Änderungsge-
setz vom 30. Juli 1973 (BGBl. I S. 910) gerade entge-
gengewirkt werden sollte (vgl. Abschnitt A Nr. 4 
Buchstabe a der Begründung zum Entwurf des Än-
derungsgesetzes in BT-Drucksache 7/62; Ab-
schnitt II Nr. 1 Buchstabe c des Berichts der Abge-
ordneten Gnädinger und Thürk in BT-Drucksache 
7/714). 

Artikel 1 Nr. 1 des Entwurfs würde sich auch auf 
die Begründung von Wohnbesitz nach dem Gesetz 
zur Förderung von Wohnungseigentum und Wohn-
besitz im sozialen Wohnungsbau vom 23. März 1976 
(BGB1. I S. 737) auswirken. Nach dem durch Arti-
kel 1 Nr. 22 dieses Gesetzes in das 2. Wohnungs-
baugesetz neu eingefügten § 62 f Abs. 2 ist vertrag-
lich sicherzustellen, daß der Bauträger auf Verlan-
gen von mehr als der Hälfte aller Wohnbesitzbe-
rechtigten das Vermögen durch Begründung von 
Wohnungseigentum und Übertragung desselben auf 
sämtliche Wohnbesitzberechtigten abzuwickeln hat. 
Derartige Verpflichtungen könnten in Zukunft nur 
noch im Rahmen der in Artikel 1 Nr. 1 des Entwurfs 
vorgesehenen Grenzen eingegangen werden. 

Insgesamt kann gesagt werden, daß die fachliche 
Diskussion der mit Artikel 1 Nr. 1 zusammenhän-
genden Fragen und insbesondere auch der gegen 
den Vorschlag des Bundesrates bestehenden Beden-
ken noch nicht genügend fortgeschritten ist, uni 

diesem Vorschlag im gegenwärtigen Zeitpunkt zu-
stimmen zu können. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 und 3 

Die Bundesregierung teilt die dem Entwurf zugrun-
de liegende Auffassung, daß es in vielen Fällen 
wünschenswert ist, eine Änderung der für das Ver-
hältnis der Wohnungseigentümer untereinander 
durch Vereinbarung oder in der Teilungserklärung 
getroffenen Bestimmungen auch dann zu ermögli-
chen, wenn Einstimmigkeit nicht zu erzielen ist. 
Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn es gilt, 
Regelungen in einer bei Begründung des Woh-
nungseigentums nach § 8 WEG durch den Bauträ-
ger einseitig festgelegten Gemeinschaftsordnung, 
die sich nicht als im Interesse der Wohnungseigen-
tümer liegend erwiesen haben, zu ändern. Gerade 
in solchen Fällen wird es von den Wohnungseigen-
tümern häufig als besonders unbillig erachtet, 
wenn sie an Bestimmungen festgehalten werden, an 
deren Ausgestaltung sie nicht beteiligt waren. Aber 
auch unabhängig davon wird nicht selten das Erfor-
dernis auftreten, die Gemeinschaftsordnung grund-
legenden Änderungen -der tatsächlichen, insbeson-
dere auch wirtschaftlichen Verhältnisse anzupas-
sen. Auch hier muß gewährleistet werden, daß 
nicht ein einzelner oder einzelne Wohnungseigen-
tümer sachgemäße Änderungen ohne stichhaltige 
Gründe vereiteln können. 

Eine gesetzliche Lösung dieser Probleme muß ande-
rerseits aber auch berücksichtigen, daß durch die 
Regelungen über das Verhältnis der Wohnungsei-
gentümer untereinander in der Teilungserklärung 
oder einer entsprechenden Vereinbarung weitge-
hend die Rechte und Pflichten der einzelnen Woh-
nungseigentümer bestimmt werden. Es braucht 
nicht eine Verfolgung gemeinschaftswidriger Inter-
essen zu sein, sondern kann durchaus auch auf be-
rechtigten Gründen beruhen, wenn sich ein Woh-
nungseigentümer einer Änderung dieser Rechtspo-
sition widersetzt. Dies gilt um so mehr, als u. U. 
recht einschneidende Änderungen der Gemein-
schaftsordnung möglich wären. Als Beispiele seien 
etwa erwähnt, daß nach dem Entwurf mit qualifi-
zierter Mehrheit eine bisher nicht zulässige, mit Be-
lästigungen verbundene gewerbliche Nutzung zuge-
lassen oder eine bisher zulässige gewerbliche Nut-
zung mit eben solcher Mehrheit untersagt oder 
auch Ausgestaltungen der Wohnanlage beschlossen 
werden könnten, die zu deren Unterhaltung nicht 
erforderlich, aber mit erheblichen Aufwendungen 
für die Wohnungseigentümer verbunden wären. 

Eine gesetzliche Regelung muß einen angemesse-
nen Ausgleich dieser sich gegenüberstehenden In-
teressen bringen, also einerseits die Abänderbar-
keit der Gemeinschaftsordnung mit qualifizierter 
Mehrheit in dem gebotenen Rahmen ermöglichen, 
andererseits aber auch die schutzwürdigen Interes-
sen der Minderheit ausreichend berücksichtigen. 
Ohne einen solchen Interessenausgleich könnte das 
mit dem Entwurf angestrebte Ziel, die Rechtsstel-
lung der Wohnungseigentümer zu verbessern, in 
sein Gegenteil verkehrt werden. Der Lösungsvor-
schlag de's Bundesrates, der allein auf das Vorlie- 
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gen der erforderlichen Mehrheit abstellt, erscheint 
unter diesen Gesichtspunkten nicht als bedenken

-

frei und wird noch näherer Überprüfung bedürfen, 
insbesondere auch dahin gehend, ob sich nicht noch 
eine ausgewogenere Lösung anbietet. 

Erhebliche Probleme bringt der Vorschlag des Bun-
desrates auch hinsichtlich des Stimmrechts mit 
sich. Nach § 25 des Wohnungseigentumsgesetzes 
hat jeder Wohnungseigentümer in der Wohnungs-
eigentümerversammlung eine Stimme, und zwar un-
abhängig von der Größe seines Miteigentumsanteils 
am gemeinschaftlichen Eigentum. Man nimmt an, 
daß ihm auch dann nur eine Stimme zusteht, wenn 
er mehrere Wohnungen hat (vgl. BGHZ 49 S. 250, 
256). Weicht die Größe der einzelnen Wohnungen 
sehr stark voneinander ab oder hat ein Wohnungs-
eigentümer mehrere Wohnungen, ist die Anwen-
dung dieser gesetzlichen Pauschalregelung u. U. 
unbefriedigend. Hier kann rechtsgeschäftlich, um 
den unterschiedlichen materiellen Beteiligungen — 
insbesondere auch an den aufzubringenden Lasten 
und Kosten —. Rechnung zu tragen, ein Stimmrecht 
nach anderen Kriterien, z. B. nach der Größe der 
Miteigentumsanteile gewählt werden. Der Entwurf 
würde zwar solche (zur Zeit etwa in  der  Teilungs-
erklärung bei Begründung des Wohnungseigentums 
getroffenen) rechtsgeschäftlichen Bestimmungen 
grundsätzlich weiterhin zulassen, gleichzeitig aber 
ermöglichen, daß solche Regelungen mit einer al-
lein nach dem Kopfprinzip berechneten Mehrheit 
von mehr als drei Vierteln abgeändert werden kön-
nen (vgl. die Begründung zu Artikel 1 Nr. 11 des 
Entwurfs), und zwar auch dann, wenn dieser Mehr-
heit, die sich z. B. aus den Eigentümern von Einzel-
garagen oder kleineren Appartements zusammen-
setzen kann, anteilmäßig weniger als die Hälfte des 
gemeinschaftlichen Eigentums zusteht. Ob eine sol-
che Regelung angemessen ist, wird noch eingehen-
der Prüfung bedürfen. Auch die Bundesregierung 
ist allerdings der Auffassung, daß im Rahmen des 
Möglichen verhindert werden sollte, daß ein einzel-
ner Wohnungseigentümer, z. B. auch der Bauträger, 
in dessen Eigentum eine Mehrzahl von Wohnungen 
steht, die anderen Wohnungseigentümer majorisiert 
oder jedenfalls eine unangemessen herrschende 
Stellung hat. Es wird zu prüfen sein, ob dieses Son-
derproblem nicht auch in anderer Weise, etwa 
durch gesetzliche Stimmrechtsbegrenzungen, gelöst 
werden kann. 

Das Erfordernis einer qualifizierten Mehrheit besei-
tigt die gegen den Vorschlag des Bundesrates ins-
gesamt bestehenden Bedenken nicht, weil manche 
Änderungen nur einzelne Wohnungseigentümer be-
lasten können, die Interessenlage der Wohnungsei-
gentümer auch aus anderen Gründen völlig unter-
schiedlich sein kann und die Interessen der Mehr-
heit sich im Laufe der Zeit durch Veräußerung von 
Wohnungen — z. B. deren Erwerb durch Gewerbe-
treibende — auch erheblich ändern können. Hinzu 
kommt der vorstehend schon erwähnte Umstand, 
daß die Mehrheit allein nach Köpfen und ganz un-
abhängig von der materiellen Beteiligung an dem 
gemeinschaftlichen Vermögen berechnet werden 
soll. Eine etwaige stärkere Berücksichtigung der 
materiellen Beteiligung würde allerdings noch wei

-

tere Überlegungen erforderlich machen, weil das 
Wohnungseigentumsgesetz nicht vorschreibt, daß 
die Größe der Miteigentumsanteile dem Verhältnis 
der tatsächlichen Werte der einzelnen Wohnungen 
oder sonstigen Räume zueinander entsprechen 
muß. 

Auch die in der Begründung des Entwurfs hervor-
gehobene Möglichkeit, das Gericht anzurufen, 
rechtfertigt es nicht, die durch den Entwurf hervor-
gerufenen Besorgnisse hintanzustellen. Denn der 
Entwurf enthält keine näheren materiellen Kriteri-
en, nach denen sich das Gericht bei seiner Ent-
scheidung zu richten hätte. Auf solche materiellen 
Kriterien sollte aber bei der Tragweite der in Be-
tracht kommenden Regelungen nicht verzichtet 
werden. Ohne sie hätten auch die Wohnungseigen-
tümer bei der Beschlußfassung keine Anhaltspunk-
te dafür, inwieweit ihre Beschlüsse einer gerichtli-
chen Nachprüfung standhalten könnten. 

Daher sollte angestrebt werden, eine Änderung der 
für das Verhältnis der Wohnungseigentümer in der 
Teilungserklärung oder in Vereinbarungen enthal-
tenen rechtsgeschäftlichen Bestimmungen nur 
durch eine Vorschrift zuzulassen, welche die Gren-
zen dieser Änderungsmöglichkeiten auch in mate-
rieller Hinsicht näher umschreibt und damit das mit 
einer solchen Regelung für jeden Wohnungseigen-
tümer verbundene Risiko einschränkt und kalku-
lierbar macht. Im Zusammenhang mit einer solchen 
Neugestaltung der Vorschrift wird dann auch sorg-
fältig zu prüfen sein, welchen Raum — insbesonde-
re auch bei den zur Zeit des Inkrafttretens der No-
velle schon bestehenden Wohnungseigentumsanla-
gen — Artikel 14 des Grundgesetzes für eine Ände-
rung des geltenden Rechts in dem vom Entwurf an-
gestrebten Sinne gibt. 

Ob bei Regelungen nach Artikel 1 Nr. 3 des Ent-
wurfs künftig — wie es Artikel 1 Nr. 2 vorsieht — 
auf die Zustimmung der an den einzelnen Woh

-

nungseigentumsrechten dinglich Berechtigten allge-
mein verzichtet werden kann, bedarf näherer Prü-
fung. Eine solche Zustimmung der dinglich Berech-
tigten wird nach geltendem Recht aus rechtlichen 
und wirtschaftlichen Gründen weitgehend für erfor-
derlich gehalten, jedenfalls soweit die dinglich Be-
rechtigten durch die Änderung benachteiligt wer-
den können (vgl. im einzelnen BayObLG, RPfleger 
1974 S. 314, OLG Frankfurt, RPfleger 1975 S. 309). 
Welche Regelungen hier in Betracht zu ziehen sind, 
wird erst abschließend beurteilt werden können, 
wenn eine interessengerechte Lösung für die in Ar-
tikel 1 Nr. 3 des Entwurfs angesprochenen Fragen 
gefunden ist. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 

Der Vorschlag ist im Grundsatz erwägenswert, be

-

darf jedoch rechtssystematisch noch der Überarbei-
tung. Satz 3, wonach die Zwangsvollstreckung in 
das Wohnungseigentum den Anteil an den gemein-
schaftlichen Geldern erfaßt, dürfte auch zum Inhalt 
haben, daß der auf diesen Anteil entfallende Teil 
des Versteigerungserlöses den Inhabern dinglicher 
Rechte am Wohnungseigentum zuzuteilen ist. Das 
bedeutet der Sache nach eine Erstreckung der 
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Grundpfandrechte auf den Anteil. Dies sollte dann 
auch durch geeignete Regelungen zum Ausdruck 
gebracht werden, um ein Auseinanderklaffen zwi-
schen dem materiellen Recht und dem Vollstrek-
kungsrecht zu vermeiden. Es wird weiter die Einfü-
gung einer besonderen Vorschrift zu prüfen sein, 
welche sicherstellt, daß die Wohnungseigentümer 
oder der in ihrer Vertretung handelnde Verwalter 
über die gemeinschaftlichen Gelder ohne Zustim-
mung der Dritten, deren Rechte sich auf die einzel-
nen Anteile erstrecken, verfügen können. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 

Der Vorschlag begegnet Bedenken. 

Ist als Inhalt des Sondereigentums vorgesehen, daß 
ein Wohnungseigentümer zur Veräußerung seines 
Wohnungseigentums der Zustimmung anderer 
Wohnungseigentümer oder eines Dritten bedarf, so 
kann die Zustimmung nur aus wichtigem Grunde 
versagt werden (§ 12 WEG). Hierdurch ist jeder 
Wohnungseigentümer gegen eine unbegründete 
Verweigerung der Zustimmung geschützt. Daß trotz 
Vorliegens eines wichtigen Grundes für die Ver-
weigerung der Zustimmung die Wohnungseigentü-
mer mit Mehrheit die Zustimmung erteilen, wird 
selten sein. Die Notwendigkeit, vor Einleitung ei-
nes gerichtlichen Verfahrens die Wohnungseigen-
tümerversammlung anzurufen, führt daher voraus-
sichtlich für den Veräußerungswilligen in der Regel 
nur zu Verzögerungen. Nach dem Vorschlag müßte 
bei jeder Verweigerung einer Zustimmung inner-
halb eines Monats auf Verlangen eine Wohnungs-
eigentümerversammlung einberufen werden. Das 
könnte bei größeren Gemeinschaften und bei sol-
chen, bei denen die Wohnungseigentümer in der 
Anlage nicht ihren Hauptwohnsitz haben (z. B. Fe-
rienwohnanlagen), leicht unverhältnismäßigen Auf-
wand verursachen. 

Ist zur Veräußerung die Zustimmung nur einzelner 
Wohnungseigentümer vorgesehen, so ist die Woh-
nungseigentümerversammlung u. U. nicht die geeig-
nete Stelle, über die Ersetzung dieser Zustimmung 
zu entscheiden. 

Soweit — etwa bei kleinen Wohnungseigentümer-
gemeinschaften — eine Regelung für zweckmäßig 
angesehen wird, wonach anstelle des Verwalters 
auch die Wohnungseigentümergemeinschaft mit 
Mehrheit die Zustimmung erteilen kann, kann dies 
in der Teilungserklärung oder durch Vereinbarung 
der Wohnungseigentümer in geeigneter Weise fest-
gelegt werden. Als allgemeine und sogar als zwin-
gende Vorschrift, wie sie im Entwurf vorgesehen 
ist, erscheint eine solche Regelung zumindest pro-
blematisch. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 

Der Vorschlag, eine besondere Vorschrift zu tref-
fen, welche den Schutz der Wohnungseigentümer 
gegen ungerechtfertigte Einschränkungen in der 
Nutzung ihres Sondereigentums zum Gegenstand 
hat, ist im Grundsatz erwägenswert. Übertriebene 
Nutzungsbeschränkungen in der Teilungserklärung 
können leicht das Wohnungseigentum denaturie

-

ren. Bei der Ausgestaltung einer entsprechenden 
gesetzlichen Vorschrift wird allerdings nicht außer 
acht gelassen werden dürfen, daß Nutzungsbe-
schränkungen, die den Wohnungseigentümern in 
der Teilungserklärung oder durch Vereinbarung 
auferlegt sind, gleichzeitig einen Schutz der jeweils 
anderen Wohnungseigentümer vor bestimmten 
Nachteilen bedeuten. Inwieweit solche Nutzungsre-
gelungen zweckmäßig sind, hängt weitgehend von 
den Umständen des Einzelfalles ab. Derartige 
rechtsgeschäftliche Bestimmungen allgemein nur 
noch bei Vorliegen eines „wichtigen Grundes" zu-
zulassen und damit für den Regelfall auszuschlie-
ßen, geht sehr weit und kann in der Praxis u. U. 
sinnvolle und von den Erwerbern von Wohnungsei-
gentum gewünschte Gestaltungsformen unmöglich 
machen. § 12 WEG, an den die Vorschrift angelehnt 
ist, kann nicht zum Vergleich herangezogen wer-
den, weil dort die Ausgangslage anders ist. Bei 
neuen Vereinbarungen würden deren Verfasser je-
weils mit erheblichen Zweifeln konfrontiert, ob sol-
che Vereinbarungen überhaupt gültig sind. Bei be-
reits bestehenden Wohnungseigentumsanlagen 
würden in der Teilungserklärung oder in Vereinba-
rungen der Wohnungseigentümer getroffene rechts-
geschäftliche Bestimmungen in ihrer Wirksamkeit 
nachträglich vom Vorliegen eines solchen wichti-
gen Grundes abhängig gemacht, wodurch erhebli-
che Rechtsunsicherheit in die Wohnungseigentü-
mergemeinschaft hineingetragen werden kann. 

Es wird eine Regelung anzustreben sein, welche 
überbetriebenen Nutzungsbeschränkungen entge-
genwirkt, andererseits aber auch die Möglichkeit, 
den Umständen des Einzelfalls entsprechend die Be-
nutzung einer Wohnanlage in vernünftigem Rah-
men zu regeln, nicht ausschließt. Gegebenenfalls 
kann auch erwogen werden, für bestimmte häufige 
und schwerwiegende Nutzungsbeschränkungen 
eine besondere Regelung zu treffen. Je nach Art 
der gefundenen Abgrenzung wird ferner zu erwä-
gen sein, ob schon die Begründung der Nutzungs-
beschränkung oder nur die Berufung auf sie im 
konkreten Einzelfall einer entgegenstehenden Nut-
zung einzuschränken ist. Je nach der Art der für 
Vereinbarungen (Teilungserklärungen) gefundenen 
Regelung wird auch geprüft werden können, ob ge-
gebenenfalls hinsichtlich der Begründung von Nut-
zungsbeschränkungen durch einen — in der Be-
gründung zu Artikel 1 Nr. 6 ebenfalls erwähnten — 
Mehrheitsbeschluß (vgl. § 15 Abs. 2 WEG) zusätz-
lich einschränkende Vorschriften angezeigt sind. 

Soweit der Entwurf in Artikel 1 Nr. 6 auf die oben 
von der Bundesregierung als bedenklich angesehe-
ne Regelung in Artikel 1 Nr. 5 (§ 12 Abs. 3, 4) über 
die Anrufung der Wohnungseigentümerversamm-
lung verweist, wird sich erst nach näherer Festle-
gung der in § 13 aufzunehmenden materiellen Rege-
lung abschließend beurteilen lassen, ob sich im 
Rahmen des § 13 eine dem Artikel 1 Nr. 5 des Ent-
wurfs entsprechende Regelung empfiehlt. 

Zu Artikel 1 Nr. 7 

Gegen die vorgeschlagene Regelung werden seitens 
der Bundesregierung keine Einwendungen erhoben. 
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Zwar wird die Regelung in der Begründung zum 
Entwurf insbesondere damit begründet, daß die Vor-
schrift an die oben als bedenklich bezeichnete Be-
stimmung in Artikel 1 Nr. 5 (§ 12 Abs. 3 WEG) 
angeglichen werden soll. Artikel 1 Nr. 7 hat aber 
eine hiervon selbständige Bedeutung und kann auch 
bei Streichung des Artikels 1 Nr. 5 verwirklicht 
werden. 

Soweit auf Vorschriften des § 25 WEG verwiesen 
wird, ist die Verweisung nach der endgültigen 
Festlegung des Inhalts des § 25 zu überprüfen (vgl. 
die Ausführungen zu Artikel 1 Nr. 11). 

Zu Artikel 1 Nr. 8 und 9 

Gegen die vorgeschlagenen Regelungen werden 
seitens der Bundesregierung keine Einwendungen 
erhoben. 

Zu Artikel 1 Nr. 10 

Die Regelung ist eine Folgeänderung zu Artikel 1 
Nr. 5 und hängt von dessen Schicksal ab. 

Entsprechendes gilt für die Frage, ob eine entspre-
chende Vorschrift für die Fälle des Artikels 1 Nr. 6 
angezeigt ist. 

Zu Artikel 1 Nr. 11 

Gegen die Ersetzung der bisherigen Absätze .3 und 
4 des § 25 durch den neuen Absatz 2 werden seitens 
der Bundesregierung keine Einwendungen erho-
ben. 

Die übrigen Änderungen hängen davon ab, welche 
Fassung Artikel 1 Nr. 3 erhält. 

Zu Artikel 1 Nr. 12 

Gegen die vorgeschlagene Regelung werden seitens 
der Bundesregierung keine Einwendungen erho-
ben. 

Zu Artikel 1 Nr. 13 

Die Regelung ist eine Folgeänderung zu Artikel 1 
Nr. 5 und hängt von dessen Schicksal ab. 

Zu Artikel 1 Nr. 14 und 16 

Gegen die vorgeschlagene Regelung werden seitens 
der Bundesregierung keine Einwendungen erho-
ben. 

Zu Artikel 1 Nr. 15 

Die Vorschrift begegnet Bedenken. 

Eine größere Zahl von Beteiligten steht nicht von 
vornherein der Erreichung der Ziele entgegen, die 
mit einer mündlichen Verhandlung erstrebt werden, 

nämlich eine bessere Sachaufklärung, eine bessere 
Möglichkeit für die Beteiligten, ihre Rechte zu ver-
treten und eine gütliche Einigung. Das mündliche 
Verfahren kann hier im Gegenteil auch vorteilhaft 
sein und eine zügigere Erledigung ermöglichen. 

Bei den Reformarbeiten auf dem Gebiet der freiwil-
ligen Gerichtsbarkeit hat sich die vom Bundesmini-
ster der Justiz eingesetzte Kommission für die frei-
willige Gerichtsbarkeit gegen den Ausschluß der 
mündlichen Verhandlung wegen einer größeren 
Zahl von Beteiligten ausgesprochen, und zwar aus 
rechtsstaatlichen Gründen. 

Die Anzahl der Beteiligten allein ist kein Grund, 
den besonderen Rechtsschutz, den das Gesetz durch 
das für den Regelfall aufgestellte Gebot der mündli-
chen Verhandlung den Beteiligten gewährt, aufzu-
geben. 

Zu Artikel 2 § 1 

Die Absätze 1, 2 und 3 beziehen sich auf Vorschrif-
ten des Artikels 1, gegen welche die Bundesregie-
rung Bedenken erhoben hat. Ob und in welcher 
Form diese Absätze erhalten bleiben, hängt inso-
weit von den Entscheidungen ab, die zu Artikel 1 
getroffen werden. Bleibt Absatz 2 erhalten, so wird 
zu prüfen sein, ob auch der Fall einbezogen werden 
sollte, daß die Zustimmung nur einzelner Woh-
nungseigentümer erforderlich ist. 

Gegen Absatz 4 werden seitens der Bundesregie-
rung keine Einwendungen erhoben. 

Ob von Absatz 5 noch weitere Ausnahmen erfor-
derlich sind, kann erst beurteilt werden, wenn fest-
steht, welche Fassung die Vorschriften in Artikel 1 
im Anschluß an die obigen Ausführungen dazu er-
halten werden. 

Redaktionelle Bemerkungen 

Im Anschluß an § 29 Abs. 2 und § 34 der gemeinsa-
men Geschäftsordnung der Bundesministerien, Be-
sonderer Teil (GGO II) in der Fassung der Bekannt

-

machung vom 15. Oktober 1976 (GMBl. 1976 S. 550) 
wird angeregt: 

Die Überschrift des Gesetzes sollte wie folgt lau-
ten: 

„Gesetz zur Änderung des Wohnungseigentums-
gesetzes" 

Die Einleitung des Artikels 1 des Entwurfs sollte 
wie folgt gefaßt werden: 

„Das Wohnungseigentumsgesetz in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 403-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 30. Juli 
1973 (BGBl. I S. 910), wird wie folgt geändert:" 

In Artikel 2 § 2 sollten die Worte „vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) " entfallen. 


